
wollten dıie „usurplerte Macht“Zendgültigen IrennungDas „Regionalkonkordat” zwischen
VO  . Kıirche und Staat/Schule mißbrauchen, nıcht mehr
korrigieren.dem Bischof von Hıldesheim und

dem Freistaat Braunschweig VOM Im Freistaat Braunschweig wurden der „Flaschen-
Obtober 1921 spülerin“ bzw. 39 Waschfrau“ Mınna Faßhauer (so lauteten

damals vgängıge Schimpfwörter für die Kultusminı1-
ster1n) och 1im November 1918 Mafißnahmen YVABER Auf-Fın Bettrag ZU:  N Verhältnis VDON
hebung der geistlıchen Schulaufsicht ergriffen. Das mußfteKırche und SIgAf IN der auf die Kırchen WI1e€e der Auftakt für die beabsıichtigte
Errichtung einer Räterepublık ach sowjetischem MusterWeimarer Republik wirken.2

Von Gerd-Eberhard Lılly Ahnlich WI1Ee ın Preufßßen und Braunschweig singen in fast
allen anderen Freistaaten dıe sozıialıstischen Regierungen

Katholische Kiırche und Weıimarer Republık daran, den Einflufß der Kırchen auf die Schule bese1-
K tigen. Dennoch bewertete die katholische Kırche dieDıie Schulfrage durch den Umsturz entstandene polıtische Lage keines-
Die Begleiterscheinungen der Revolution 1m November WCES einheitlich: Der prinzıpiellen Ablehnung des

SOWIl1e unbedachte Aktıonen sozıialıstischer Politiker polıtischen Systems auf der einen Seıite stand auf der
leisen be1 vielen Katholiken Begiınn der We1marer deren Seıite die Bereitschaft des Zentrums gegenüber, als
Republık dıie Furcht VT einem Kulturkampf integraler Bestandteıil der „Weiımarer Koalıtion“ die Repu-
aufkommen, nachdem INnan gerade die „Ghettomentalıi- blick entscheidend mıitzugestalten.
tat  b überwunden haben glaubte. Besondere Beach- Für die Kırche führten diese gegensätzliıchen Auffassun-
(ung be]l den Konfessionsgruppen fanden dıe Mafnah- SCH, dıe aber vorwiegend intern artıkuliert wurden, damıt
FÄEN sozıialıstiıscher Politiker W1e€e Hoffmann und der Eindruck der katholischen Einheit aufrecht erhalten
Haenisch iın Preußen. Diese unterschätzten die werden konnte, schweren Zerreifßsproben. Im polit1-
Wıderstandskraft der Kırchen radikale Eıingriffe ın schen Katholizismus die Spannungen orofß, da{fß
das Schulwesen und ermöglichten ungewollt dıe Ent- Spaltungen offenbar nıcht verme1ı1den
stehung einer entschlossenen Gegenbewegung.
Eın Beispıel für die taktiısch unkluge Vermengung VO

Besondere Brısanz enthielt die Schulfrage, und 1es schon
überfälligen Reformen und provozierenden Mafßnahmen be1 der Verfassungsdiskussion, weıl die Auffassungen der

Parteien der We1marer Koalıtion (Demokraten, Soz1al-
ZUuUT IrennungVO Staat und Kırche stellt das „Regierungs- demokraten und Zentrum) auf diesem Gebiet unüber-programm” dar, das Adolf Hoffmann wen1ge Üase ach brückbargegensätzlıch Dıie Meinungsverschieden-dem MSFUFrZ veröffentlichte. In diesen Rıchtlinien W Ul-
den nıcht L1UT dıe Abschaffung der privaten Vorschulen heiten konnten auch nıcht mıt den beiden „Weımarer
der des Zwanges Z Erteilung des Religionsunterrichts Schulkompromissen“ ausgeraumt werden: Während der

Kompromuifs zwıischen SPD und Zentrum dieangekündıigt, sondern auch die Aufhebung der geistlıchen Gleichrangigkeit der verschiedenen Schularten (Gemeıin-Schulaufsicht auf allen Ebenen und die totale Irennung schaftss  ule, Bekenntnisschule und weltliıche Schule)VO  . Kirche und Schule. Alle Versuche Haenischs, diesen
Maisnahmenkatalog als internes Denkmodell VCI- anerkannte, wurde ach Wiedereintritt der Demokratie
harmlosen, wurden durch die in kurzer Folge erscheinen-
den Erlasse AB Umgestaltung des Geschichtsunterrichts,

sıehe tf@e Die Schulpolitik der Sozialdemokra-der Aufhebung der geistlichen Schulaufsicht, VOT allem
tie, Düsseldo  21925, ffaber durch den „Reli210nserlafß“ VO November

1918, zunichte gemacht. Der Proteststurm das sıehe (Otto r Dıiıe staatspolıtische und staatsrecht-
Verbot der Schulgebete und -andachten WarTr gewaltıg, lıche Entwicklung des Landes Braunschweig nach der Revolu-

tiıon VO  - 1918, Braunschweıig 1930,daß die Zurücknahme des Erlasses bıs ZU Aprıl 1919 siıehe Herbert Konservatıve und christliche Parteıien,erfolgte.! uch das baldıge Ausscheiden Hoffmanns AaUus 1N: Walter Schlangen (Hrsg.) Dıie deutschen Parteıen 1mM Über-
dem Mıiınıisterium konnte den Eındruck, die Soz1ialısten 16 Königstein/Is. 1949
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in die Regjierung der zweıte Schulkompromifß geschlos- stehen, hbesuchen. Umnter welchen Umständen UN. Vorsichts-
SC  = Dieser 21Ng ann In die We1l1marer Verfassung C113 majßregeln derartıge Schulen AuUSNAhMSWEISE esuchtwerden

146, autete: dürfen, hat NUT der Ortsordinarıus ach den Instruktionen
des Apostolischen Stuhles entscheiden.„Innerhalb der ((ememnden ind indes auf Antrag VOoN Er-

zıehungsberechtigten Volksschulen ıhres Bekenntnisses oder
ıhrer Weltanschauung einzurıichten, SOWEILL hierdurch eIN Kanon 1383 schre1ibt VO  —$
geordneter Schulbetrieb, uch IM SINNE des AbDs f nıcht
beeinträchtigt Wrd. Der Woılle der Erziehungsberechtigten „Die relıg1öse Unterweisung der Jugend IN allen Schulen
Ist möglıchst berücksichtigen. IA Nähere hestimmt dıe
Landesgesetzgebung ach den Grundsdätzen PINES Reıichs-

untersteht der Autorıtät UN Beaufsichtigung der Kırche.
S

Landesgesetzliıche Eıngriffe in das Schulwesen VOI Erlaß „ Die Ortsordinmarıen haben Recht und Pflıcht, darüber
des Reichsgesetzes wurden ausdrücklich durch den wachen, dafs IN den Schulen ıhres Sprengels nıchts

Glauben und Z2ule Sıtte ‚geschehe oder VorgZeLTAZEN werde.„Spetrartikel” 174 der Reichsverfassung unterbunden:
„ BIS ZU Erlafs des IN Art 46 Abs vorgesehenen Reichs- „Denselben steht auch das Recht 7R Lehrer und Bücher deshleibt es heı der bestehenden Rechtslage. Das (resetz
hat Gebiete des Reıichs, IN denen PINE ach Bekenntnissen Relıgionsunterrichts genehmigen SOWE AU$S den Gründen
nıcht getrennte Schule gesetzlich besteht, besonders berück- der Relızıon UN Sıtten verlangen, dafs sowohl Lehrer

als auch Bücher entfernt werden. $ 3)7sıchtigen. “ 4

Diese Regelung der Schulfrage durch die Reichsverfas- Eın erstes schlüssıges Programm stellte der bayerische
SUNz WarT AdUus katholischer Sıcht völlıg unbefriedigend: Episkopat bereıts Anfang des Jahres 1919 während der

Verhandlungen ber die Reichsverfassung auf. diesenDie „weltliche Schule“ wurde auf eine Stufe mıt der Forderungen können dıe unterschiedlichen Nıveaus, dieBekenntnisschule gestellt. ın den einzelnen Ländern erreichtwurden, WCI-
den Die zentralen Programmpunkte enthielten folgendeDie Gemeinschaftsschule für Kınder aller Bekennt- Forderungen:NISSeE, aber mıt Religionsunterricht als Pfliıchtfach, CI-

hıelt eline Vorrangstellung VOT den „Antragsschulen“ Der konfessionelle Charakter der Volksschulen muf(s
(Bekenntnis- bzw. weltliche Schulen).> gewahrt werden.

Die konfessionelle Lehrerbildung ist ebenso sicherzu-In dieser verfassungsrechtlıchen Lage mufßlte die katholi- stellen WI1€e die unbehinderte Gründung VoN Privat-sche Kırche versuchen, mıt Hılfe des Reichsschulgesetzes schulen.eline Korrektur der als nachteılıg empfundenen Kege-
lung erreichen. Auf Urängen des Episkopats und der Das Recht der Kırche auf Leitung UN Aufsicht berKatholischen Schulorganıisation revidierten die den pflichtmäfsigen Relızionsunterricht mufßs zugesagtZentrumspolitiker ıhren kompromißbereiten Kurs und werden.verlangten die Gleichberechtigung aller Schularten. Nıcht
zuletzt dieser überwiegend destruktiven Haltung
des Zentrums kam während der Zeıt der Weı1marer Kepu-
blick ein Schulgesetz nıcht zustande.® Für den Bereich Zıtiert nach: Gerhard An ch Di1e Verfassung des eut-Schule und Unterricht die unabdıngbaren Forde- schen Reichs VO k4 August 1919 Berlın 1929 e @IB

der katholischen Kırche im Kanonischen Recht sıehe Wılhelm ffe Der Kampfum das Reichsschul-
testgelegt. Dıie Bestimmungen ber dıe chulen sınd 1im ZESETZ, Düsseldorf 1925

Buch des Codex lurıs Canoni1cı1 enthalten. siehe Walter nd Hrsg.) Aktenstücke ZU Reichsvolks-
schulgesetz, Leipzig 1928; ermann Kosın: Das Reıichs-

Kanon 1374 lautet: schulgesetz, Berlin 1927

„Katholısche Kınder sollen nıcht akatholische, neutrale oder Zıt nach Vo t/H Handwörterbuch des 5C
samten Schulrechts und der gesamten chul- und Unterrichts-gemischte (Sımultan-)Schulen, welche Apkatholıiken offen verwaltung, Leıipzıg 1930; 313
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Der Kırche mu{ das Mitaufsichtsrecht Der dıe ZeESAMTE Die weıteren Forderungen in dieser Denkschriuft siındrelig1ös-sıttliche Erzıiehung 1in der Schule zustehen. dıfferenzierter ausformuliert als diejenigen der bayeri-OUrtsgeistlicher und Bıschof mussen den Schulauf- schen Denkschrıift. In einem Punkte blieben sS1e aber deut-sıchtsgremien auf öttlıcher bzw. überörtlicher Ebene iıch dahıinter zurück: Leitung und Aufsicht ber denangehören und Lehrer abberufen dürfen, die
Glauben und SIıtte verstoßen. 8

Relig1onsunterricht wurden nıcht ausdrücklic gefordert.
Das lıegt ohl ciaran, da{ß® diese Denkschrift VOT allemZum damalıgen Zeıtpunkt WT CS höchst ungewiıls, ob und auf das Reichsschulgesetz gemunzt WAaTl.  9 das 1im Entwurfwieviel VO  . dieser Maxımalposıtion 1n der Verfassung damals och nıcht WI1Ee das dıe spateren Entwürfe VOBerücksichtigung finden würde 1925 und 1927 den Relig10nsunterricht mıt e1IN-
bezog. Dennoch ist davon auszugehen, da das Rechtine Denkschrift aller deutschen Bıschöfe wurde erst ber auf Leitung und Beaufsichtigung des Relig10onsunterrichtse1in Jahr ach Verabschiedung der Weı1marer Verfassung, den unabdingbaren Forderungen der katholischenNovember 920 veröffentlicht, weıl der Spiel-

I1auUum der Verfassungsvorschriften erst ermuittelt werden
Kırche gehörte.

mulkßste. In diesem Zeıtraum vollzogen die Bıschöfe den Vor dem Hıntergrund der dıffusen und konfliktgeladenenorundsätzlichen Gesinnungswandel ın der Schulfrage, der Atmosphäre 1ın der Schulpolitik mMUu das Bemühen der
dıe weıtere polıtısche Strategie bestimmen sollte. Dieser kleineren Länder und der einzelnen Diözesen gesehenWandel äßt sıch nachweisen einem Entwurfund der werden, 1ın ıhrem Bereich praktıkable schulpolitische S:
Endfassung der Denkschnft. SUNSCH finden. Im Freistaat Braunschweig reg1erten1n den ersten Jahren der Weimarer Republık bıs 7ASGE Miıtte
Die ersten Sätze 1m Entwurf lauteten: des Jahres sozlaldemokratische Regierungen mıt

einem außerst starken Anteıl VO Unabhängigen Soz1al-
„ DCIE den Iagen der Revolution IeDt IM Herzen des SANZEN demokraten. Di1e turbulenten Auseinandersetzungen ZWI1-
katholischen Volkes dıe schwere Sorge dıe Zukunft der schen diesen Fraktionen, aber auch mıt der fast gleichkonfessionellen Schule. Freılich ISE IN Art 146, Abs der starken bürgerlichen Gegenseıte hatten häufige Keg1e-Deutschen Reichsverfassung dıe Möglıchkeit der Errichtung rungswechsel 7A80 Folge. Diese unübersichtliche polıtischekonfessioneller Schulen belassen, Der manche Anzeıchen Lage mufß dem Bıschof der Diasporadıözese Hıldesheim
sprechen dafür, daf dıe TANSCHULE dıe leider sechr bedrohlich für den Bestand der kırchlichen Eınrıch-
IN Art 146 Abs ALS DIE ANERKANNT tungen erschienen se1n. 10

IST, dıe konfessionelle Schule möglıchst verdrängen soll. In
dem ach Art. erlassenden Reichsschulgesetz werden Im folgenden soll dargestellt werden, auf welche We1sedıe Grundsdätze aufzustellen SCIM, ach denen das Schul- sıch Staat und katholische Kırche auf schulischem Gebiet

eingerichtet werden solLl. arranglerten.
In der Endfassung lauteten die ersten Sätze

SN den Tagen der Revolution lebt IM Herzen3. Der Kirche muß das Mitaufsichtsrecht über die gesamte  Die weiteren Forderungen in dieser Denkschrift sind  religrös-sittliche Erziehung in der Schule zustehen.  differenzierter ausformuliert als diejenigen der bayeri-  Ortsgeistlicher und Bischof müssen den Schulauf-  schen Denkschrift. In einem Punkte blieben sie aber deut-  sichtsgremien auf örtlicher bzw. überörtlicher Ebene  lich dahinter zurück: Leitung und Aufsicht über den  angehören und Lehrer abberufen dürfen, die gegen  Glauben und Sitte verstoßen.8  Religionsunterricht wurden nicht ausdrücklich gefordert.  Das liegt wohl ciaran, daß diese Denkschrift vor allem  Zum damaligen Zeitpunkt war es höchst ungewiß, obund  auf das Reichsschulgesetz gemünzt war, das im Entwurf  wieviel von dieser Maximalposition in der Verfassung  damals noch nicht — wie das die späteren Entwürfe von  Berücksichtigung finden würde.  1925 und 1927 taten — den Religionsunterricht mit ein-  bezog. Dennoch ist davon auszugehen, daß das Recht  Eine Denkschrift aller deutschen Bischöfe wurde erstüber  auf Leitung und Beaufsichtigung des Religionsunterrichts  ein Jahr nach Verabschiedung der Weimarer Verfassung,  zu den unabdingbaren Forderungen der katholischen  am 20. November 1920, veröffentlicht, weil der Spiel-  raum der Verfassungsvorschriften erst ermittelt werden  Kirche gehörte.  mußte. In diesem Zeitraum vollzogen die Bischöfe den  Vor dem Hintergrund der diffusen und konfliktgeladenen  grundsätzlichen Gesinnungswandel in der Schulfrage, der  Atmosphäre in der Schulpolitik muß das Bemühen der  die weitere politische Strategie bestimmen sollte. Dieser  kleineren Länder und der einzelnen Diözesen gesehen  Wandel läßt sich nachweisen an einem Entwurf und der  werden, in ihrem Bereich praktikable schulpolitische Lö-  Endfassung der Denkschrift.  sungen zu finden. Im Freistaat Braunschweig regierten  in den ersten Jahren der Weimarer Republik (bis zur Mitte  Die ersten Sätze im Entwurf lauteten:  des Jahres 1922) sozialdemokratische Regierungen mit  einem äußerst starken Anteil von Unabhängigen Sozial-  „Seit den Tagen der Revolution lebt im Herzen des ganzen  demokraten. Die turbulenten Auseinandersetzungen zwi-  katholischen Volkes die schwere Sorge um die Zukunft der  schen diesen Fraktionen, aber auch mit der fast gleich  konfessionellen Schule. Freilich ist in Art. 146, Abs. 2 der  starken bürgerlichen Gegenseite hatten häufige Regie-  Deutschen Reichsverfassung die Möglichkeit der Errichtung  rungswechsel zur Folge. Diese unübersichtliche politische  konmfessioneller Schulen belassen, aber manche Anzeichen  Lage muß dem Bischof der Diasporadiözese Hildesheim  sprechen dafür, daß die SIMULTANSCHULE, die leider  sehr bedrohlich für den Bestand der kirchlichen Einrich-  in Art. 146 Abs. 1 ALS DIE REGEL ANERKANNT  tungen erschienen sein. 19  ist, die konfessionelle Schule möglichst verdrängen soll. In  dem nach Art. 174 zu erlassenden Reichsschulgesetz werden  Im folgenden soll dargestellt werden, auf welche Weise  die Grundsätze aufzustellen sein, nach denen das Schul-  sich Staat und katholische Kirche auf schulischem Gebiet  wesen eingerichtet werden soll.“  arrangierten.  In der Endfassung lauteten die ersten Sätze:  „Seit den Tagen der Revolution lebt im Herzen ... Freilich  1.2  Die katholische Kirche im Land Braunschweig  ist in Art. 146 Abs. 2 der Deutschen Reichsverfassung die  Möglichkeit der Einrichtung konfessioneller Schulen belas-  1.2.1. Lage der Katholiken vor 1918 im Herzogtum Braun-  sen, aber manche Anzeichen sprechen dafür, daß einfluß-  schweig  reiche Kreise beabsichtigen, bei der Ausgestaltung der Reichs-  schulgesetzgebung die SIMULTANSCHULE IN WEIT-  Die Katholiken waren im Land Braunschweig seit der  GEHENDEM MASSE vor der konfessionellen Schule  Reformation in der Minderheit: 26.618 Katholiken  ZU BEVORZUGEN.  8 siehe Bistumsarchiv Osnabrück: Bestand 04 — 01 — 14 (Ent-  Während im Entwurf anerkannt wird, daß die Simultan-  wurf nicht datiert)  schule als Regelschule gelten muß, bereitet die Endfas-  9  sung der Denkschrift den Boden für die später immer  siehe wie Anm. 8, Hervorhebung des Verfassers  10 siehe Otto Diederichs: Diestaatspolitische und staatsrecht-  energischer vorgetragene Forderung nach „gleichen Ent-  liche Entwicklung des Landes Braunschwei  g nach der Reyo-  wicklungsmöglicheiten“ für alle drei Schultypen.  lution von 1918, Braunschwgig 1930  133Freılich Dıie hatholische Kırche IM and BraunschweigIst IN Art 146 AbDs der Deutschen Reichsverfassung dıe
Möglıchkeit der Einrichtung konfessioneller Schulen belas- Lage der Katholiken DOor 9] IM Herzogtum Braun-
SEN, Der manche Anzeıchen sprechen dafür, dafs ernflufs- schweigreiche Kreıise beabsichtigen, hei der Ausgestaltung der Reichs-
schulgesetzgebung dıe SIMUL  HULE WEITJT- Die Katholiken 1im Land Braunschweig selit der

VOor der konfessionellen Schule Reformation In der Mınderheit: KatholikenUB  GEN. “co

sıehe Bıstumsarchiv Osnabrück: Bestand 01 Ent-Während im Entwurf anerkannt wırd, daß die Sımultan- wurf nıcht datiert)schule als Regelschule gelten mulßßs, bereıtet die Endfas-
SunNg der Denkschrift den Boden für die spater immer

sıehe W1e Anm Ö, Hervorhebung des Verfassers
siıehe (Otto r 1 Dı1e staatspolıtische und staatsrecht-energischer vorgetragene Forderung ach „gleichen Ent- lıche Entwicklung des Landes Braunschwei nach der Revo-wıcklungsmöglicheiten“ für alle rel Schultypen. lution VO PO4S: Braunschwgig 1930
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standen 1918 300.325 Nichtkatholiken gegenüber. !! Alle staatlıchen Zuschüsse dıe katholische Kırche
fielen fort, weıl diese nıcht durch (esetz der Vertrag

Katholische Kiırchengemeinden vab 6S ın der Stadt abgesichert ine Fortsetzung der Zahlungen
1eß sıch somıit nıcht durchsetzen.Braunschweıig (3 Wolfenbüttel, Helmstedt, Harzburg,

Holzminden, Schönıingen un Blankenburg; INsge-
Samt CS 15 Gemeinden 1im Dekanat Braun- A Lage der Katholiken ach 97
schwe1g. 172

Die Ersetzung des evangelısch-lutherischen Konsı1ısto-
r ums als oberster Schulbehörde 1im Jahre 1918 durch

Diese konfessionelle Miınderheit erfuhr mıt den Kır- elne Volksschulkommission Wal RAGER der Vollzug der
chenartıiıkeln der We1marer Verfassung VO 118 1919 längst rallıgen Irennung VO  . (evangelıscher Kırche
die Befreiung AaUuUs elner bIs In geltenden Rechts- un Schule. Dıe braunschweigische Lehrerschaft, die
lage, d1ie Hesse zutreffend als „Benachteiligung“ und personell ma{sgeblıch den verschıedenen sozı1alıst1-
„Unterdrückung“ klassıf171ert. 13 Auf schulischem Sek- schen Regierungen beteiligt WäIl, begrüßte dıe Beseıti1-
LtOTr hatte diese Benachteiligung ihren ÜUSEruUuC z B 5UNz der geistliıchen Schulaufsicht. Abgesehen VO der
darın gefunden, da{fß den evangelısch-lutherischen Umstrukturierung der Schulaufsicht und wen1gen Er-
Gemeindeschulen andersgläubige Kınder evangeli- lassen ZUrLC Gewissensfreiheit un Vermeidung VO  =

schen Konfirmandenunterricht teiılnehmen mufßten. Verletzungen der Empfindungen Andersdenkender 1im
In den tädten Braunschweig, Wolfenbütte]l und Unterricht, blieben radıkale Ma{inahmen Z1IT TTEeN-
Helmstedt vab Cr allerdings schon se1t dem 19 Jahr- NUuNs VO Staat und Kırche bzw Kırche und Schule
hundert Schulen, dıe 1L1U1I VO  z katholischen Kındern den Befürchtungen der evangelıschen und
besucht wurden. ach 1913 S1e staatlıch 4Ne1- katholischen Kreise in den ersten Jahren der We1ma-
kannte Ersatzschulen. Diese Privatschulen wurden VOINl BEN: Republık au  ®

den katholischen Kırchengemeinden9 dıe ISt der Erlafs ZUTr Vermeidung der relıg1ösen Beeinflus-
diesem Zweck Schulverbände bılden mußten. Nur SUNS IN den Schulen VO 18 Maärz 1922 (nach dem
WEeNN deren finanzıelle Möglichkeiten nıcht ausreich- zuständiıgen Mıiınıiıster „Grotewohlscher Schulerlaß“
ten; wurde eiIN staatlıcher Zuschuß gewährt. Mıthın genannt) or1ff ernsthaft 1n die innere Struktur der

die Katholiken eindeut1g benachteıilıgt, indem braunschweigischen Gemeindeschulen ein Der Erla{s
S1e mıt ihren Steuern die evangelıschen Schulen finan- untersagte rel1g1öse Lesestücke, Schulgebete und - A411-

zıerten, zugleıich aber ihre Privatschulen tragen dachten aufßerhalb der Religionsstunden un verbot
hatten. Eın Vorsto(s ZAÄT: Beseıtigung dieser Ungerech- die Heranzıehung der Relig10onszensuren be1 Verset-
tigkeıt blieb och 1m Jahre 1912 erfolglos. 1“ zungsentscheidungen. 16

ütende Proteste der evangelıschen Landeskirche be-Aus kırchlicher Sıcht wurden diese materiellen Nachteile wırkten immerhın, daß der Reichsminister des nnerenallerdings ausgegliıchen durch sechr weıtgehende Rechte
der kırchlichen tellen be] der Beaufsichtigung der
ten Erziehung, der Gestaltung des Lehrplans SOWI1e der

11 siehe Eı Miıtteilungen der amtlıchen ZentralstelleAuswahl und Zusammensetzung des Lehrkörpers. Der für kirchliche Statistik, 1 Kırchliches an  br für das atho-rtliıche Pastor WarTr der Vorgesetzte der Schule und atte ische Deutschlan: Herausgegeben VO  - Krose, Freiburg/ın dieser Posıtion größeren Eıinflu(ß als se1n evangelısches Br. 1919, 436 ff
Pendant. {a sıehe Dırectorium ad recıtandas Horas cCanon1cas et Miıssasstanden 1918 300.325 Nichtkatholiken gegenüber.!!  2. Alle staatlichen Zuschüsse an die katholische Kirche  fielen fort, weil diese nıcht durch Gesetz oder Vertrag  Katholische Kirchengemeinden gab es in der Stadt  abgesichert waren. Eine Fortsetzung der Zahlungen  ließ sich somit nicht durchsetzen.  Braunschweig (3), Wolfenbüttel, Helmstedt, Harzburg,  Holzminden, Schöningen und Blankenburg; insge-  samt waren es 15 Gemeinden im Dekanat Braun-  1.2.2. Lage der Katholiken nach 1918  schweig. 12  Die Ersetzung des evangelisch-lutherischen Konsisto-  riums als oberster Schulbehörde im Jahre 1918 durch  Diese konfessionelle Minderheit erfuhr mit den Kir-  eine Volksschulkommission war nur der Vollzug der  chenartikeln der Weimarer Verfassung vom 11.8.1919  längst fälligen Trennung von (evangelischer) Kirche  die Befreiung aus einer bis dahin geltenden Rechts-  und Schule. Die braunschweigische Lehrerschaft, die  Jlage, die Hesse zutreffend als „Benachteiligung“ und  personell maßgeblich an den verschiedenen sozialisti-  „Unterdrückung“ klassifiziert. !? Auf schulischem Sek-  schen Regierungen beteiligt war, begrüßte die Beseiti-  tor hatte diese Benachteiligung ihren Ausdruck z.B.  gung der geistlichen Schulaufsicht. Abgesehen von der  darın gefunden, daß an den evangelisch-lutherischen  Umstrukturierung der Schulaufsicht und wenigen Er-  Gemeindeschulen andersgläubige Kinder am evangeli-  lassen zur Gewissensfreiheit und Vermeidung von  schen Konfirmandenunterricht teilnehmen mußten.  Verletzungen der Empfindungen Andersdenkender ım  In den Städten Braunschweig, Wolfenbüttel und  Unterricht, blieben radikale Maßnahmen zur Tren-  Helmstedt gab es allerdings schon seit dem 19. Jahr-  nung von Staat und Kirche bzw. Kirche und Schule  hundert Schulen, die nur von katholischen Kindern  entgegen den Befürchtungen der evangelischen und  besucht wurden. Nach 1913 waren sie staatlich aner-  katholischen Kreise in den ersten Jahren der Weima-  kannte Ersatzschulen. Diese Privatschulen wurden von  rer Republik aus.  den katholischen Kirchengemeinden getragen, die zu  Erst der Erlaß zur Vermeidung der religiösen Beeinflus-  diesem Zweck Schulverbände bilden mußten. Nur  sung in den Schulen vom 18. März 1922 (nach dem  wenn deren finanzielle Möglichkeiten nicht ausreich-  zuständigen Minister „Grotewohlscher Schulerlaß“  ten, wurde ein staatlicher Zuschuß gewährt. Mithin  genannt) griff ernsthaft in die innere Struktur der  waren die Katholiken eindeutig benachteiligt, indem  braunschweigischen Gemeindeschulen ein. Der Erlaß  sie mit ihren Steuern die evangelischen Schulen finan-  untersagte religiöse Lesestücke, Schulgebete und -an-  Zierten, zugleich aber ıhre Privatschulen zu tragen  dachten außerhalb der Religionsstunden und verbot  hatten. Ein Vorstoß zur Beseitigung dieser Ungerech-  die Heranziehung der Religionszensuren bei Verset-  tigkeit blieb noch im Jahre 1912 erfolglos.14  zungsentscheidungen. !6  Wütende Proteste der evangelischen Landeskirche be-  Aus kirchlicher Sicht wurden diese materiellen Nachteile  wirkten immerhin, daß der Reichsminister des Inneren  allerdings ausgeglichen durch sehr weitgehende Rechte  der kirchlichen Stellen bei der Beaufsichtigung der gesam-  ten Erziehung, der Gestaltung des Lehrplans sowie der  Jal  siehe H.O. Eitner: Mitteilungen der amtlichen Zentralstelle  Auswahl und Zusammensetzung des Lehrkörpers. Der  für kirchliche Statistik, in: Kirchliches Handbuch für das katho-  örtliche Pastor war der Vorgesetzte der Schule und hatte  lische Deutschland. Herausgegeben von H.A. Krose, Freiburg/  in dieser Position größeren Einfluß als sein evangelisches  Br. 1919,5. B6 ff  Pendant. !5  12  siehe Directorium ad recitandas Horas canonicas et Missas ...  Hildesu 1930, 5. 13%  D  Die Weimarer Republik brachte nun für die Katholiken  siehe Johannes Hesse: Staat und katholische Kirche in Braun-  schweig, Oldenburg, Schaumburg-Lippe und Waldeck-Pyr-  im Freistaat Braunschweig einschneidende Anderungen  mont vom Ende des achtzehnten Jahrhunderts bis zur Grün-  in ihrer rechtlich-politischen Situation:  dung des Landes Niedersachsen, Osnabrück 1982, S. 73  14  siehe wie Anm. 13, S. 72  }  Nach Inkrafttreten der Reichsverfassung war die diffa-  Il  5  siehe: Satzung der katholischen Schule in Helmstedt aus dem  mierende Landesgesetzgebung durch den Grundsatz  Jahre 1905. Stadtarchiv Helmstedt: Akte D IX 11 Nr. 13  „Reichsrecht bricht Landesrecht“ nicht mehr gültig,  1  6  siehe: Amtliche Nachrichten für das braunschweigische Schul-  selbst wenn diese nicht förmlich aufgehoben wurde.  wesen 4 (1922), S. 44  134Hıldesı11 19530, 5

1:3Dıie We1marer epublı brachte 1U  a für die Katholiken sıehe Johannes Staat und katholische Kırche 1n Braun-
schweı1g, Oldenburg, Schaumburg-Lippe und Waldeck-Pyr-1im Freistaat Braunschweig einschne1dende Anderungen mMoOnNnt VO Ende des achtzehnten Jahrhunderts bıs ZUI (n

ın ihrer rechtlich-politischen Sıtuation: dung des Landes Niedersachsen, Osnabrück 1982, /3
sıehe W1€e Anm 1 $

ach nkrafttreten der Reichsverfassung Walr dıe dıffa- siehe: Satzung der katholischen Schule iın Helmstedt aus dem
mierende Landesgesetzgebung 111C den Grundsatz HC 1905 Stadtarchiv Helmstedt: Akte a Nr.
„Reichsrecht bricht Landesrecht“ nıcht mehr gültıg, sıehe: mitlıche Nachrichten für das braunschweigische Schul-
selbst WECINN diese nıcht örmlıch aufgehoben wurde. (1922)
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eine Revısıon des Erlasses veranlaßte. Dıe Cu« Fas- der We1marer Republık jedoch L1UT in dem Konkordat
SUNg VO (Oktober 1923 untersagte 1U nıcht mehr zwischen dem Heılıgen Stuhl und dem Land Bayern
rel1g1Ööse, sondern bekenntnısmd/sige Andachten eifcCc (1924) In der Regel blieben die Ergebnisse der Verhand-
Dafür aber wurde der Religionsunterricht 1mM Rahmen lungen mıt anderen Ländern darunter. Besonders deut-
des Gesamtunterrichts der ersten beiden Schuljahre ıch ze1gte sıch das e1ım Abschlufß des Vertrages der Aus-

druck „Konkordat” wurde nıcht gewählt!) 7zwischen dempraktisch beseıitigt („Jasperscher Schulerlats): 17

Fa dem Zeitpunkt aber, muıt dem die ständıgen Que Heılıgen Stuhl und dem Freistaat Preufsen m Jahre 1928
relen den konfessionellen Charakter der braun- Das Vertragswerk blieb hne Regelung der Schulfrage.
schweigischen chulen begannen, konnte die katho- Selbst eine mühsam ausgehandelte Miniımalformel onn-
lısche Kırche bereits siıcher se1n, da{ßs ıhre Schulen MS Vatıkan nıcht durchgesetzt werden, weıl die
VO den häufigen Richtungswechseln 1n der Braun- Staatsregierung den reichsrechtliıchen Vorbehalt geltend
schweiger Schulpolitik verschont bleiben würden. machte.
Diese Sonderstellung der katholischen Schulen wurde
auch VO Deutschen Evangelıschen Kırchenausschulfßs Für den norddeutschen Raum stellen dıe Verhandlungen
eiım Reichsminıister des Innern als „gröbliche Verlet- zwıischen dem Bischöflichen Stuhl in Hıldesheim und
ZUNg der Parıtät“ angeprangert. 18 dem Freıistaat Braunschweig eline Besonderheit dar, die

me1lnes Wıssens hne Parallelfall ist. Der Hıldesheimer
Alleın diese Außerung einer ma{fßgeblıchen evangelı- VertragY Oktober 197 ist ZWaTl eın „Konkordat“
schen Stelle beweist die besondere Bedeutung, dıe dıe in dem Sınne, dafß mıt ıhm eine Abmachung zwıischen
Abmachung zwıischen dem Bıschof VO Hıldesheim, dem Heıligen Stuhl und einer Staatsregierung auf völker-
IJr Josef Brast, und dem Freistaat Braunschweig tat- rechtlicher Grundlage für alle Rechtsbeziehungen ZWI1-
sächlich hatte. Allerdings erschließt sıch einem die schen den Vertragsparteien getroffenwerden sollte. Daher
Bedeutung erst,; Wenn LHah betrachtet, welch verb1s- erscheint der Ausdruck „Regionalkonkordat“ ANSCINCS-
Na Kämpfe dıe evangelısche Landeskirche in Braun- SCIr weıl der Wortbestandteil „reg10nal” deutlich macht,
schweig mıt den verschiedenen Landesregierungen SC dafß dıeser Vertrag sowohl geographisch als auch inhaltlıch
führt hat Hauptanla{s diesen Auseinandersetzun- L1UT e1in Teilgebiet regeln sollte Dagegen verweıst der
SCH WAarTr ZWAarTl die umstrittene Weıtergewährung finan- Wortbestandteıl „Konkordat“ darauf, dafß iımmerhın eın
zieller Mıiıttel die Kırche durch den Stadt aber geistliıches Oberhaupt (Bıschof von Hıldesheim) und eine
dieser grundlegende 1ssens wiırkte sıch besonders auf Staatsregierung (Freistaat Braunschweig) ein Abkom:-
schulıschem Gebiet au  % Praktisch während der HIC getroffen aben, das für iıhre Region Gültigkeıit
ten eıt der Weılmarer Republık tobte der Kampf hatte.
zwischen Staat un evangelıscher Landeskirche Als mıt dem msturz im November 1918 1m Landden Erhalt des konfessionellen Charakters der braun- Braunschweig eine lIinksradıkale Räteregierung die
schweıigischen Volksschulen. iıne zusammenhängen-
de Darstellung der aterıe steht och 308  %

Macht ergriffen hatte, mußten dıe Katholiken un ıhr
Bischof befürchten, da{ auch jer eine „Schreckens-Wegen dieses fehlenden Kontextes stellt Hesse 1ın se1- herrschaft“ W1e€e dem Kultusminister Hoffmann

NeTr Abhandlung ber dıe katholische Kırche 1mM Land 1n Preufsen errichtet würde. Im Gegensatz PreufßenBraunschweig die tatsächliche Sıtuation auf schulıi-
schem Gebiet sehr knapp dar Die besondere Stellung aber dıe Katholiken 1mM Freistaat Braunschweig

weıtgehend auf sıch alleın gestellt, weıl keine einfluß-der katholischen chulen auf Grund des Vertrages reiche politische Parte1ı im Landtag iıhre Interessenzwischen Kırche un Staat wırd 198088 beiläufig CT- vertrat Die „Zentrumstreue” (Franz) der braunschweı1-wähnt. 19 gischen Katholiken WarTr wen1g ausgepragt, WI1e z B dıe
Landtagswahl 1m Jahre 1924 zeigte: Das Zentrum CI -

Das „Regionalkonkordat“
sıehe: Amtlıche Nachrichten für das braunschweigische chul-

D Dıiepolıtischen Rahmenbedingungen für den Vertrag (1924)
stiehe: Landeskirchliches Amtsblatt der braunschweigischen
evangelisch-lutherischen Landeskirche (1924) %1Die katholische Kirche War be1 ıhrer Vertragspolitik

darauf bedacht, ıhre Forderungen aufschulischem Gebiet sıehe Ww1e Anm 1 9
möglıichst weıtgehend abzusıchern. Dies gelang indereıt sıehe Vorbrodt/Herrmann: Handwörterbuch, 356 ff
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hıelt nıcht mehr als 4359 AYA @} 276.958 Stimmen katholischen Gemeinden des Landes dıe Hoffnung,
(L6 %). Dieses Ergebnis korrespondiert muiıt eliner Rate fürıhre eigenen Schulprobleme eine ebenso geartete 1N1-
bekenntnistreuer Katholiken VO  a} 1U 43 Un.21 Diese SUNs erreichen können.
Zahl ann £ür katholische Verhältnisse als extrem nıe-
drıg bezeichnet werden.
Diesem unterentwickelten polıtıschen Artiıkulations- Der Vertrag zayıschen der Kırchengemeinde SE Nı1co-
wıllen des katholischen Bevölkerungsteıls stand eine [aı UN der Stadt Braunschweig als Präzedenz- und
1ußerordentliche starke soz1aldemokratische Phalanx Testfall
gegenüber. Vor allem die linksliberale SPD hatte
1n Braunschweig e1ine Hochburg. Be1 den Reichstags- [)as Kriegsende un der Zusammenbruch im Jahre
wahlen 1920 erhielten die SPD 40,5 UV/9 ( die MSPD 1918 verhinderten den endgültigen Abschlufß eines
115 / der Stimmen 1mM Freistaat Braunschweıig. Bıs Vertrages zwischen dem Magistrat der Stadt Braun-
AB Jahr 1922 als die SPD AUS der Landesregierung schweig und der katholischen Kirchengemeinde, der
ausschied, hatten be1ide soz1aldemokratischen Parteıen, 1mM September 1918 bereıits fert1g ausgehandelt WarTl
teilweise gemelinsam, dıe Regierungen gestellt.22 Aus ach Ansıcht des braunschweigischen Dechanten
dieser lIınksgerichteten Domiıiınanz resultierte be] den Stolte sıcherten Vertragsentwurf und dazugehöriges
bürgerlıchen Kräften eline relatıv frühe Radıkalıisıerung, Statut dıe katholischen Belange hıinsıchtlich der AÄuf-
dıe an Ende der We1marer Republık AB Hın- sıcht ber den Religionsunterricht, der Verwendung
wendung den Natıionalsoz1ialısten führte.23 VO  . Lehrbüchern und des Einspruchsrechts be1 der
Entgegen den Befürchtungen kırchlicher Kreise kam CS Lehreranstellung in ausreichendem Ma(e. 24
1m Freistaat Braunschweig jedoch nıcht ZAER Kultur-
kampf. Verheerend wirkte sıch der ersatzlose Fortfall ach der Revolution schlien jedoch der greifbar ahe
staatlıcher Zuschüsse die Kirchen zunächst ‚BHERE be] Erfolg 1in weıte berne gerückt se1n, W1e€e A4AUS einem
der evangelıschen Landeskirche dUs, während dıe Ikka- Schreiben Stoltes VO 1918 hervorgeht:tholıische Kırche VO  - vornhereın eine finanzıelle Ab-
hängigkeıt VO Staat erfolgreich vermıeden hatte. „ Die polıtischen SLÜürme der etzten Zeıt haben dıe IN der
Bedrohlich wurde daher alleın dıie angekündigte Um - Ubernahme der hatholischen Schule erzıielten Erfolge hın-
strukturierung des Schulwesens durch ein Schulgesetz, weggefegt, Es ıst m.E ausgeschlossen, dafs dıe ECUE

das ach 1921 Hu och dıe Gemeindeschulen finan- Regierung ıhre Zustimmung gubt. Der selbst für den Fall,
z1el] abgesichert hätte, während Privatschulen iıhre dafs SZE dıeselbe erteılen ollte, Teuern Z0LY doch der Ent-
Zuschüsse verlieren sollten. Idiese Rechtsunsicherheıit kırchlichung der Schule und der Einheitsschule hıer IN
wirkte sıch besonders nachteılıg be1 den Verhandlun- der Republık Braunschweig2 urelleicht noch schneller als IN
SCH die UÜbernahme der katholischen Privatschu- Preufsen. “‘25

len durch dıe Kkommunen dUus, weıl S1e einen Zeit-
er drohende Verlust des Immobilienbesitzes 8 8füc9 dem dıe katholischen tellen schlie{fßs-

iıch erlagen. S1e mulsten iıhre Vorstellungen VO einer laßte Stolte, den Bischof bıtten, den Vertrag nıcht
befriedigenden Regelung der schulischen Belange genehmigen. Oftfenbar rechnete Stolte mıt der
Stück für Stück preisgeben. Möglichkeıt, dafs, seiner Auffassung, ein NVer

tragsabschlufßs möglıch se1 toltes Rıchtschnur für dıe
Das Ausma( der Schwierigkeiten be1i der Wahrung
katholischer Interessen zeigte sıch schon unmıiıttelbar
ach dem ASturz 1im November 1918 während der sıehe Günther Franz: Dı1e polıtischen ahlen 1in Nieder-

sachsen VO 1867 bıs 1949, Bremen 1957, ff. passımVerhandlungen zwischen der Stadt Braunschweig und
siehe w1e Anm ZU. under katholischen Kırchengemeinde. Dıiese Verhand-

lungen siınd als Präzedenzfall für alle weılteren emu- A siehe WI1e€e Anm Z 58

hungen des Bischöflichen tuhles VO Hıldesheim VO sıehe: Schreiben toltes den Bischof VO Hıldesheim VO
6.9.1918oroßer Bedeutung. Als „ Testfall” bewiles dieser Ver- Bistumsarchiv Hıldesheim Bestand 45 kte „Übernahmetragsabschlufs, dafß s durchaus möglıch WaTl, mıt der der katholischen Schule 131 dıe Stadt Braunschweig”; sıehe

Jungen Republık vertraglıche Vereinbarungen Uu- uch Niedersächsisches Staatsarchiv Wolfenbüttel, Bestand
andeln; deshalb weckte der zeıtıge Abschlufßs iın der Neu Fb 131 Nr.

sıehe Ww1e AnmHauptstadt auch be]l den kleineren Kkommunen un
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Kämpfe Wal ZUETSE: dafß die Kırche für den bevor- schen dem Bischof, dem Generalviıkar, Z7wWel Dom-
stehenden „Kulturkampf“ gewappnet se1ın und AUN dıe- vikaren und Dechant Stolte AUu$ Braunschweıg wurde
SC Grunde auf jeden Fall den Besıtz Grund- abschließend ber dıe anstehenden Probleme beraten.
stücken un Gebäuden sıchern musse. Wıe Aaus der Verhandlungsniederschrift hervorgeht,

führte Stolte AdUus

ine Ahnung VO  ; der hektischen polıtiıschen Atmo-
sphäre vermuittelt eine kurze Notiz, dıe der Dechant Wıe dıe DON der Regierung VOTSCHOMMENEN Korrek-

YTeN ergeben, <Ind dıe Änderungen derartıge, dafs ES$ VO:  Iseinem Brief beifügte
hırchlichen Standpunkt geboten erscheint, ohne zweıteres dıe

„CGerade ] ıch den Brıef absenden, da Dringt dıe Maıt- Verhandlungen abzubrechen. 79

FAQZsZEILUNG schon dıe Kunde, dafs dıe zeıb1ge Regzerung für Weıter führte Stolte annn aber dUs, welche Gründedas Herzogtum ZESLEIN eIN (Jesetz gemacht, das dıe Befret-
UHS der Schule DO  S der Kırche mHOorSsIehtL. Es ıSE einen Verhandlungsabbruch sprächen:
PIN besonderes Volkskommissarıial gebildet, dafs (S1C/) der
Abteilung für Volksaufklärung unterstellt ISE. Dem Kon- Zuschüsse VO Staat un Stadt Braunschweig WUTr-

den entfallen und für 918/19 einen Ausfall VO  aD}$ISEOTILUM und den Geistlichen wırd Jeder Einflufs auf dıe
Schule Damat hätten Z0IYr dıe konfessionslose bedeuten, den dıe Kırchengemeinde
Schule. St Nıcola1 unmöglıch ausgleichen könne.
Der staatlıche Zuschufs für UNSETE Schule wird Jjedenfalls
fortfallen, der städtische Zuschufs wird hald uch ohl

Es gebe Bestrebungen, alle Privatschulen 1m Land
Braunschweig gesetzlich verbileten. Wenn bısnıcht mehr gezahlt werden, UN ANN dahın dıe katholischen chulen Gemeindeschu-
len umgewandelt waren, müßten s1e erhalten ble1i-

In den folgenden Onaten wurden Stoltes Befürch- ben
t(ungen insofern bestätigt, als die Entfernung der
Geistlichen AaUus dem Schulvorstand be] den CVaANSC- Es musse aber unbedin versucht werden, eine
ischen chulen vollzogen un dasselbe auch für einen vertraglıche Sıcherung vereinbaren, dıe e1ım
möglıchen Vertrag mıt der katholischen Kıirche YABER Fortfall der konfessionellen Schulen pCI Gesetz
condıtıio siıne Ua NO erklärt wurde; ebenso sollte das Vermögen Grundstücken thalte 3()

das £ür dıe Aufsıicht der katholischen Geistlichen ber
den Relıg10nsunterricht gelten. Der braunschweigische Stadtmagistrat xab dieser

etzten Forderung seine Eınwilligung, da{ß der Ver-
Dechant Stolte berichtete aber auch; iıhm habe e1in trag Oktober 1919 1in Kraft treten konnte.
Regierungsrat 1m Mınısterium zugesichert, da{ß die
Möglıichkeıit bestehe, wen1gstens ein Miıtspracherecht
des katholischen Geıstlichen be]l der Berufung der Vertragsschliefßßsende Parteıen der Stadtmagistrat

(unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Stadt-Lehrkräfte durchzusetzen, WCECINN INa  . auf die Bedin- verordneten un der Rat der Volksbeauftragten) und
SUSCH der Regierung einginge. der Kırchenvorstand der Kıirche St Nıcola1l (nıcht der

ischof‘!).Stolte empfahl dem Bıschof, prinzıpieller Be-
denken, aus finanzıellen Gründen den Abschluß des Breiten Raum in dem Vertrag nımmt die RegelungVertrages anzustreben und dabe] versuchen, die der Grundstücksfragen e1ın, dıe ın unserfem Zusam-
Grundstücke abzusichern.27 menhang nıcht interessant ist ber dıe Sıcherungder katholischen Ansprüche Sagt der Vertrag aus
In den nächsten Onaten verschärfte das 1inıste-
rtum selne Forderungen und verlangte außer der Ent-
kırchlichung der Schule und der Entfernung des Geist- sıehe WI1e Anm

sıehe Schreiben VO 1: Z.1919. WI1e Anmlıchen N dem Schulvorstand 1U auch noch, daß
die Schule acht aufsteigende Klassen haben müusse. 28 sıehe WI1e Anm 24,
Nun mulste eine Entscheidung auf katholischer Selite sıehe WI1e Anm
tallen. In einer Besprechung Juni 1919 ZWI1- sıehe W1e Anm
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DE Stadt wrd der übernehmenden Schule dıe gleiche sıcherung durchzusetzen, damıt diese Begren-
Fürsorge OLE ıhren ÄÜbrıgen Unterrichtsanstalten zulteıl WET- ZUNg nıcht och weıter herabgedrückt wurde. 1el-
den [ASSeN. Dıie Rechtsverhältnisse der Schule sollen durch leicht würde eine Korrektur der vorliegenden
eIN stÄdt Statut geregelt UN. durch dıeses dıe Verwal- Regelung möglıch se1n, dıie die Posıtion der katholi-
IUNZ der Schule eINEM Schulvorstand übertragen werden. schen Kıirche be1 der Frage der Leıtung und Beaufsıich-
Der konfessionelle Charakter der Schule hleibt gewahrt; t1gung des Religionsunterrichts verbessern könnte.
daher sollen ıhr HUT hatholısche Lehrkräfte unterrichten,
abgesehen VOoN der Erteilung des Unterrichts IN den tech-
nıschen Fächern mMIt Ausnahme des SINZENS. cb S 8 31 Der Abschlufs des „Regionalkonkordats”

Wiährend der Verhandlungen muıt dem MınısteriumDas Statut wurde YARR selben Zeitpunkt in Kraft Aö für Volksbildung stand Bıschof Dr Joseph Ernst ®>e W1e€e der Vertras. Allerdings enthielt das Statut Zzeitwelse starkem psychischem Druck, der nıchtkeine näiähere Interpretation des „konfessionellen Cha:
rakters der Schule“, sondern legte U: fest, da{ß dıe NUur VO den staatlıchen braunschweigischen Stellen,

sondern auch VO kırchlichen Gruppen ErZeUST wurde.Schulkinder regelmäisigem Besuch des Unterrichts
un der Schulfeiern verpflichtet9Anordnungen Die Anspannung und Belastung, die diese Ver-

handlungen begleiteten, teilen sıch deutlichstender Schulorgane auch außerhalb der Schule gül-
t12, ınsbesondere Verbote ber Vereinszugehörigkeıt MI WenNnn Ina  3 weitgehend chronologisch den Fort-

SAaN2 der Geschehnisse schildert. 34der Teiılnahme Veranstaltungen. S 7
Alle anderen Vorschriften ber Dienststellung der
Lehrer, Funktion der Aufsichtsorgane etc wichen nıcht Aus dem Jahre 1919 liegen bereıts Anfragen VO be-

unruhigten Geıistlichen das Generalvikarıat VO  — SO
VO  = den üblichen Regelungen ab.32 berichtete Pastor Mutke N Helmstedt in einem

Schreiben VO 11 Ma1 1919 ber eine SchulvorlageMıiıt diesem Übernahmevertrag Warl ein Modell DE“
schaffen, dem sıch die anderen Kirchengemeinden 1M Landtag, die das Schlimmste befürchten lasse. Er

fügte eine Unterschriftenliste mıiıt 71 Namen be1, inim Land Braunschweig orientieren konnten. Die Fra- der die Erhaltung der katholischen Schule verlangtSC, ob dıe katholiıschen Belange hinreichend geschützt
wurden, ist LU beantworten, WenNnn INnan die Zeıt- wurde. Eın Schreiben des Bischöflichen tuhles

Dechant Stolte in Braunschweig VO 205 1919 annnläufte mıt einbezieht. Unter diesem Aspekt WarTr dıe
Zusage, dafß der konfessionelle Charakter gewahrt WCCI- als 1nweIls darauf gelten, da{ß der Informationsstand

der katholischen tellen ber dıe polıtıschen Verhält-den würde, ZWaTl sehr dehnbar formulıiert, aber die
zugesicherte Rückgabe der Grundstücke be1 Verlust
des konfessionellen Status der Schule deutet darauf
hın, da{ßs CS den städtischen (und damıt auch den 31 Ziıtiert nach einer Abschriuft des Vertrages 1im Stadtarchıv Helm-

stedt kte ( Nr 13übergeordneten staatlıchen) Behörden nıcht arum
1Ng, eine Enteignung auf kaltem Wege durchzufüh- sıehe: Sammlung der Satzungen der ta Braunschweig Nr. 6 9
Er  = „Satzung über dıe Unterhaltung einer katholischen Volksschu-

le VO September 919.“
Dr. Joseph Ernst wurde ® 11 1363 geboren. Seine Priester-

Es blieb dem Bischof VO  - Hıldesheim nıchts anderes weıhe erfolgte 2.8.1886 Danach WaTl maßgeblich der
übrig, als sıch zunächst damıt begnügen, dafß der Organısıierung der katholischen Arbeiterschaft 1m Bıstum Hıl-
Vertrag zwıschen der katholischen Kirchengemeinde esheim tätıg 1891 erwarb den Grad eines Lr phıl., 1892

den des Dr. eo Anschließend wurde Hıldesheimerund der Stadt Braunschweig wen1gstens siıcherstellte, Priesterseminar Professor, Domprediger und Regens.da{ß katholische Kıinder NUT: VO  e katholıschen Lehrern Am 26.9.1915 trat dıe Nachfolge Bertrams als Bıschof VONunterrichtet wurden un: daß der gesamte Schulbetrieb Hiıldesheim eın Augenmerk richtete der stille und zurück-
bekenntnismäfßsig gestaltet werden konnte. haltende Ernst auf den Ausbau des Vereinslebens. Er starb
Nur eines Wal damals für den Bıischöflichen Stuhl 5 5 1928 in Göttingen; sıehe: H.-G Aschoft Ernst,

Joseph 1n: Dıie Bischöfe der deutschsprachigensicherlich absolut klar Hınter dıe Lıinıe dieses Vertra- Länder 1785/1803 bıs 1945, herausgegeben VO  . Erwın Gatz,
CS durften die anderen katholischen Gemeinden auf Berlin 1983, 175
keinen Fall zurückgehen! Damıt Alleingänge vermıl1e- Zum Folgenden sıehe: Bistumsarchiv Hıldesheim:
den werden konnten, mußte Bischof Dr. Ernst alles Bestand 4‚ Akte „Über das katholische Schulwesen 1m

Lande Braunschweig“, Band Ildaransetzen, auf höherer Ebene eine vertragliche Ab-
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nısse 1m Freıistaat Braunschweıig nıedrig Wal. Dıie An- meinlt, TWOA$S Jetzt festgelegt würde, hliebe uCh ach dem
frage, ob Stolte einen UÜberblick ber die Sschulıschen Abprıl 1921 unangelastet bestehen. 38

Entwicklungen habe, mündet in den Vorschlag ein
Das Schulgesetz, das die Schaffung der Staats- undVzelleicht ıSE ' A) dıienlich, daf Sze MIt mafßsgebenden olı-

HRerNn der RECHTSSTEHENDENPAR Der dıe
Einheıitsschule gemäls Regierungsprogramm VO

Julı 1920 in die Tat sollte, kam jedochLage der Sache Fühlung aufnehmen. 35 nıcht zustande. Die Androhung eines solchen (5es@t-
DEr Urc dıe Linksregierung zeigte immerhın 1e]Unter polıtıschen Druck gerieten dıe katholischen Stel-

len 1mM Braunschweigischen auch durch eıne außerst Wırkung, daß mıt dem Näherrücken des Termins;,
ASSIve Agıtatıon der evangelısch-lutherischen Lan- (Ostern 17ZT1. verstärkte Bemühungen katholischer

Kreise darauf zıelten, dıe Verhandlungen voranzutre1-deskirche. Auf deren verfassunggebender Landessyno- ben Diese Unruhe bemächtigte sıch VOT allem derde wurde nıcht 11UT dıe sozlalıstische Regjerung,
sondern auch „Rom  D polemisıert. Es bestand die katholischen Lehrerschaft 1m Freıistaat Braunschweıig.
Gefahr, da( in der Offentlichkeit der Eindruck eNTt- Der Vorstand des Lehrervereins drängte den Bischof,
stand, die katholische Kırche im Freistaat Braun- die UÜbernahme der katholischen Schulen ach dem

Muster der Stadt Braunschweig forcleren, daschweig halte sıch aus dem Kampf den konfess10- schwerster Schaden für die Lehrer entstehen werde.nellen Charakter der chulen heraus und begünstige
dıe kırchenfeindliche Politik. Dıie Privatschulen selen nıcht länger Leben CI -

halten.3?
ImTC 1920 bekam dıe Bedrohung der katholischen
Privatschulen durch gesetzlıche Ma{isnahmen immer

Die Hoffnung auf baldıge Entlastung durch ein Reıichs-
klarere Konturen: Pastor Mutke aus Helmstedt be- schulgesetz erwıes sıch als verfrüht, enn eine Anfragedurch das Generalvikarıiat beantwortete der Zentrums-richtete, da ach dem Besoldungsgesetz dıe abgeordnete Marx 1920 dahingehend, daß dieLehrkräfte ab 14 1970 aus der Landesschulkasse be- bIıs ato vorliıegenden Entwürfe unannehmbar seıen,zahlt würden. Von den katholischen chulen se1 NUur
die braunschweigische als Gemeindeschule gesichert,

daß (F keine sıcheren Anhaltspunkte ber die GE<
während für Helmstedt und andere rte dıe Gefahr staltung des Reichsschulgesetzes habe.40
drohe, daß den Lehrern e1n Gehalt gezahlt werde. Dıie Sıtuation Ende des Jahres 1920 stellte sıchIn Helmstedt komme och hinzu, daß der dringendnotwendige Erweıterungsbau der Schule auf 350.000 dermaßen dar

dem Bıschöflichen Stuhl in Hıldesheim also folgen-
veranschlagt worden sel: dıe städtischen Gremien

beabsichtigten, die Klassen auszulagern, anstatt den ine katholische Parte1 VO  } nennenwertem Eınflu(ßNeubau finanzıeren. 36 im Landtag ex1istlierte nıcht, und die rechtsgerich-
Von dem Helmstedter Pastor oing damals eine be- Parteien 1e] eher ein Ansprechpartnerfür dıe evangelısche als für dıie katholische Kırcheträchtliche Pression auf den Bischöflichen Stuhl d U,
die Notlage seliner Gemeinde un der katholischen Die evangelısch-Ilutherische Landeskirche entwiık-Schule berücksichtigen.37 kelte sıch ımmer stärker einer Kampforganisa-

t1on, die nıcht HUr die Sozılalısten, sondernuch aus Braunschweig kamen besorgniserregende verstärkt auch „Rom  © Felde ZBerichte VO Dechant Stolte. Landesschulrat OSse
habe ıhm anvertraut, bIs ()stern 1921 musse die ber-
nahme der katholischen Schulen 1n Wolfenbüttel,
Helmstedt und Schöningen erfolgt se1n, da der 35 sıehe WI1e Anm 3 y Hervorhebung des Verfassers
Verlust des katholıschen Charakters der chulen drohe Schreiben VO 1671920 eb  O,
Für Holzminden un Harzburg lıeßen sıch Lösungen Zur Übernahme der katholischen Schule in Helmstedt sıehe
tinden. ber seinen Gewährsmann schreıbt Stolte: weıter unten, 143

sıehe WI1e Anm
„ Der Vorsitzende des Landesschulrates scheint demnach Schreiben VO'sıehe WI1e Anm
ür dıe Erhaltung der konfessionellen Schule SCIN. Er sıehe WI1e Anm

139



Im eigenen Lager drängten dıe Lehrer immer hef- „Auf Grund des gefällıgen Schreibens VO  S UN
tiger auf Abschlufs der Verhandlungen mıt dem der mündlıchen Verhandlung Maı halten Z0IY
Ziel der Übernahme der katholischen Privatschu- UNS$ der Annahme berechtigt, dafs das Staatsminısterıum
len HL die Kommunen. UNSETEN Antrag DO  S September nıcht grund-

sätzlıch UN. IN der Sache ablehnt, sondern lediglıch ZUTr
Die katholischen Gemeinden in Helmstedt, Wol- Leıt SCINE Ausführung als untunlich erachtet, UN dafs A

fenbüttel un anderswo begannen, auf eigene Faust hıs ZUT demnächstigen förmlıchen Regelung der Sache, mel-
mıiıt iıhren Städten verhandeln. Vorbild WaTlT für che Z0ILY für dringend geboten halten, auch IN Bezug auf
S1e der Vertrag der Stadt Braunschweig mıt der dıe Leitung UNBeaufsichtigung des Batholıischen Relıg10ns-
Kırchengemeinde St Nıkolai, in dem aber dıe unterrichts hei dem bisherigen /Zustande tatsächlich ZIET-
kiırchlichen Rechte auf den Relıg1onsunterricht 1Ur hleibt. *44
unvollkommen berücksichtigt

Inhalt und Tenor dieses Schreibens zeigen, dafß beıide
Hılfe durch ein Reichsschulgesetz, das wen1gstens Parteıen 1m (sanzen sehr einvernehmlich verhandelt
sıchergestellt hätte, daß die katholischen chulen haben mussen. Offenbar WAarT das Mınısterium aber
(se1l CS als Antragsschule, se1 E als gleichberechtigte darauf bedacht, 1es 1n der Offentlichkeit nıcht allzu
chule) iın ıhrem Bestand gesichert worden waren, deutliıch werden lassen. Diese Erläuterung des MeTt-
stand nıcht in Aussıcht. Lrages durch das bischöfliche Begleitschreiben beweist,

da{fß der ext des eigentlichen Vertrages nıcht den vol-
In dieser Lage mußste der Bischof VO  } Hıldesheim len Umfang der Abmachungen wıederg1bt.
eline Regelung der UÜbernahme von katholischen Schu-
len mıt Hılfe e1ines Vertrages umgehend erreichen. Der Vertrag V 10 Oktober 1921 hatte folgenden

Worftlaut:
iıne DZeWlSSeE Entspannung ITAat ann bereıits Anfang
des Jahres 1921 ein chNhulra OSse erklärte VOI dem „ Die Landesregierung des Freistaates Braunschweig, ZIET-

Landtag, dafß der oröfßste Teıl der katholischen chulen IreLlen durch das Staatsminısterıium Abteilung für Volks-
VO den Gemeinden übernommen worden se1 (was biıldung UN der Bischöfliche Stuhl der 1ÖZeSse Hıldes-

heım, vertreien durch den Biıschof Dr Joseph Ernst INallerdings nıcht den Tatsachen entsprach).“1 Im Sep-
tember des Jahres 1921 dıie Vorverhandlungen Hıldesheim, hommen der VON Braunschweigischen

weI1lt gediehen, daß das Staatsminıisterium selne Gememden oder öffentlichen Schulverbänden überneh-
Bedingungen für den Vertrag mıitteilte. 42 menden hatholischen Schulen dahın überein, dafs $ IN Be-

ZUS auf dıe Staatsaufsıcht, dıe Erteilung des hekenntnis-
Die Bemühungen des Bischöflichen tuhles singen mäfsıgen Relıgi0nsunterrichts, dıe bekenntnısmdfsıge Beru-
verständlicherweise VOTI allem dahın, ein Aufsıichts- fung der Lehrkräfte, dıe verwendenden Lehrmattel hıis
recht des Bischofs ber den Relıg1onsunterricht sıcher- ZUrverfassungsmäfsigen reichs- und landesgesetzlichen Rege-

[ung der Ausführung des Art 146 Abs IT der Reıichs-zustellen. ine muündlıche Zusage elner derartigen
Regelung wurde V Staat jedoch nıcht gehalten. veErfASSUNG heı dem gegenwärtıigen /Z’ustande verbleibt. Ins-

Oktober 1921 drängte das Mınısterium auf Abschlufß besondere gelten dıe atholischen Geistlichen als lehrbefähigt
des Vertrages, indem der Sachbearbeiter Seggelke FÜr den Relıiıgionsunterricht. Bei Berufung DON Lehrkräften
schrıieb: für dıe technischen Fächer, MIt Ausschlufs des (TeSANZS-
A ZU UNSETEM Bedauern sınd I0I SE nıcht IN der Lage,
den dortigen Wdünschen Regelung der Schulaufsicht
Der dıe IM Vertragsentwurf vom September 1921Im eigenen Lager drängten die Lehrer immer hef-  „Auf Grund des gefälligen Schreibens vom 5. d. M. und  tiger auf Abschluß der Verhandlungen mit dem  der mündlichen Verhandlung am 2. Mai d. J. halten wir  Ziel der Übernahme der katholischen Privatschu-  uns zu der Annahme berechtigt, daß das Staatsministerium  len durch die Kommunen.  unseren Antrag vom 27. September d. J. ... nicht grund-  sätzlich und in der Sache ablehnt, sondern lediglich zur  Die katholischen Gemeinden in Helmstedt, Wol-  Zeıt seine Ausführung als untunlich erachtet, und daß es  fenbüttel und anderswo begannen, auf eigene Faust  bis zur demnächstigen förmlichen Regelung der Sache, wel-  mit ihren Städten zu verhandeln. Vorbild war für  che wir für dringend geboten halten, auch in Bezug auf  sie der Vertrag der Stadt Braunschweig mit der  die Leitung und Beaufsichtigung des katholischen Religions-  Kirchengemeinde St. Nikolai, ın dem aber die  unterrichts bei dem bisherigen Zustande tatsächlich ver-  kirchlichen Rechte auf den Religionsunterricht nur  bleibt. “44  unvollkommen berücksichtigt waren.  Inhalt und Tenor dieses Schreibens zeigen, daß beide  Hilfe durch ein Reichsschulgesetz, das wenigstens  Parteien ım Ganzen sehr einvernehmlich verhandelt  sichergestellt hätte, daß die katholischen Schulen  haben müssen. Offenbar war das Ministerium aber  (sei es als Antragsschule, sei es als gleichberechtigte  darauf bedacht, dies in der Öffentlichkeit nicht allzu  Schule) in ihrem Bestand gesichert worden wären,  deutlich werden zu lassen. Diese Erläuterung des Ver-  stand nicht in Aussicht.  trages durch das bischöfliche Begleitschreiben beweist,  daß der Text des eigentlichen Vertrages nicht den vol-  In dieser Lage mußte der Bischof von Hildesheim  len Umfang der Abmachungen wiedergibt.  eine Regelung der Übernahme von katholischen Schu-  len mit Hilfe eines Vertrages umgehend erreichen.  Der Vertrag vom 10. Oktober 1921 hatte folgenden  Wortlaut:  Eine gewisse Entspannung trat dann bereits Anfang  des Jahres 1921 ein. Schulrat Böse erklärte vor dem  „Die Landesregierung des Freistaates Braunschweig, ver-  Landtag, daß der größte Teil der katholischen Schulen  treten durch das Staatsministerium — Abteilung für Volks-  von den Gemeinden übernommen worden sei (was  bildung — und der Bischöfliche Stuhl der Diözese Hildes-  heim, vertreten durch den Bischof Dr. Joseph Ernst in  allerdings nicht den Tatsachen entsprach).*1 Im Sep-  tember des Jahres 1921 waren die Vorverhandlungen  Hildesheim, kommen wegen der von Braunschweigischen  so weit gediehen, daß das Staatsministerium seine  Gemeinden oder öffentlichen Schulverbänden zu überneh-  Bedingungen für den Vertrag mitteilte. 42  menden katholischen Schulen dahin überein, daß es in Be-  zug auf die Staatsaufsicht, die Erteilung des bekenntnis-  Die Bemühungen des Bischöflichen Stuhles gingen  mäßigen Religionsunterrichts, die bekenntnismäßige Beru-  verständlicherweise vor allem dahin, ein Aufsichts-  fung der Lehrkräfte, die zu verwendenden Lehrmittel bis  recht des Bischofs über den Religionsunterricht sicher-  zur verfassungsmäßigen reichs- und landesgesetzlichen Rege-  lung der Ausführung des Art. 146 Abs. IT der Reichs-  zustellen. Eine mündliche Zusage einer derartigen  Regelung wurde vom Staat jedoch nicht gehalten. Am  verfassung bei dem gegenwärtigen Zustande verbleibt. Ins-  5. Oktober 1921 drängte das Ministerium auf Abschluß  besondere gelten die katholischen Geistlichen als lehrbefähigt  des Vertrages, indem der Sachbearbeiter Seggelke  ür den Religionsunterricht. Bei Berufung von Lehrkräften  schrieb:  ür die technischen Fächer, mit Ausschluß des Gesangs-  „Zu unserem Bedauern sind wir z. Zt. nicht in der Lage,  den dortigen Wünschen um Regelung der Schulaufsicht  über die im Vertragsentwurf vom 12. September 1921 ...  bezeichneten Grenzen hinaus zu entsprechen.  41  Zeitungsbericht von der Landtagssitzung am 17. März 1921,  Wir bitten daher nochmals, den Vertrag vollziehen zu wol-  e  len. “43  42  Die Bedingungen des Ministeriums sind in der Akte des Bis-  tumsarchivs nicht vorhanden. Offensichtlich ist es den katho-  Am 10. Oktober 1921 wurde der Vertrag unterzeich-  lischen Stellen nicht gelungen, entscheidende Verbesserungen  net. Dem Abkommen war eine Note des Bischofs  der Konditionen durchzusetzen.  beigegeben, die den Standpunkt des Bischofs verdeut-  43  siehe wie Anm. 34  lichte:  44  siehe wie Anm. 34  140bezeichneten GrenZen hinaus entsprechen. 41 Zeitungsbericht VO der Landtagssıtzung März 1921:Wır hıtten daher nochmals, den Vertrag vollzıehen zn”oOlT-
en “43

Dıie Bedingungen des Mınısteriums sind ın der Akte des Bıs-
tumsarchıvs nıcht vorhanden. Offensichtlich ist Cc5 den atho-

Oktober 1921 wurde der Vertrag unterzeich- ıschen Stellen nıcht gelungen, entscheidende Verbesserungen
net 1Idem Abkommen WaT eine Note des Bischofs der Kondıiıtionen durchzusetzen.

beigegeben, die den Standpunkt des Bischofs verdeut- sıehe W1e Anm
lıchte sıehe wI1e Anm



unterrichts, soll jJedoch AUSNAhMSWEISE VOoN der Erforder- diese Anweılisung hıelt InNnan sıch strikt, da{ in
NIS des hatholischen Bekhenntnisses abgesehen werden hön- der Offentlichkeit gut W1e€e keine Informationen ber
NEN den Vertrag bekannt wurden. uch auf staatlıcher Se1-
Hıldesheim, den Opktober 92] te dürfte CIn besonderes Interesse einer Veröffent-

lıchung bestanden haben(Unterschriften und Sıege] beider Farteien.) Dıi1e Verhandlungen der UÜbernahme der katho-
ischen Schulen in Wolfenbüttel, Helmstedt und Sch6ö-

Dieser Vertrag gewährte der katholischen Kırche, bıs nıngen wurden ITG den Abschluß des „Regi0nal-
auf das Recht des Bıischofs YAGER Beaufsichtigung des konkordats“ aber nıcht etwa beschleunigt, sondern
Reliıgi1onsunterrichts, die molle Beibehaltung des konfes- eher verschleppt. UDer Grund dafür lag weni1ger dafin,
szonellen Charakters ıhrer Schulen. Die evangelısche daß Eınzelfragen (Helmstedt: Ablösung der Staatsver-
Landeskirche ware froh SCWESCNH, WCILLN ıhr auch HUT pflichtungen; Schöningen: Gründung eines Schulver-
annähernd solche Rechte zugestanden worden waren. andes) geklärt werden mußten, sondern VOTI allem
Der reichsrechtliche Vorbehalt in dem Vertrag stellt darın, da{fß der Bıschöfliche Stuhl versuchte, seine
elne Kompromıifsformel dar, dıe Z Zeıitpunkt des grundsätzlichen Forderungen, die in dem Vertrag VO

Vertragsabschlusses AZu dıente, ın der Zeıt bıs ZAE nıcht voll berücksichtigt worden 9
Erlafßß des Reichsschulgesetzes einselt1ige Veränderun- doch och durchzusetzen. Di1e schleppenden Verhand-
BeCN der landesgesetzlichen Regelung verhındern. lungen ber dıe Eınzelverträge veranlafisten jedenfalls

den Vorstand des katholischen Lehrervereins, mıt einer
Tatsächlich aber reichte diese Formel AauSsS, während Eıngabe auf Beschleunigung der Vertragsabschlüsse
der SANZCHN Zeıt der We1marer Republık, also bıs An- drängen:
fang des Jahres 1935, das katholische Schulwesen VOI
den einander widersprechenden Erlassen durch die „ Obwohl seılt dem Beschlusse des Landtages, dıe hatholı-
verschıedenen Landesregierungen 1im Freıistaat Braun- schen Schulen IM Lande übernehmen, mehr als ein Jahr
schweig bewahren. Von besonderem Wert für die VETSZANSEN IST, sind dıe Verhandlungen der Übernah-
katholische Kırche War die zugesicherte Lehrbefähi- ME och nıcht VT E Abschlufs gekommen.
S5UuNz der Geistlichen für den Religi0onsunterricht.
Damıt Wal dıe Erteilung des Religionsunterrichts fak- Der Landeslehrerverein bıttet, die Verhandlungen

baldmöglıchst abzuschließen, UN SZE nıcht durchtisch nıcht mehr der durch die Verfassung n—
tierten! Gewissensentscheidung eines Lehrers Erörterungen, deren befriedigende Lösung sıch ersLIre-
heimgegeben. SO WAar einer möglıchen Erpreisbarkeıt benswert erscheinen MAXS, dıe Der IM Hınblick auf das

grofße Zıel, das erreicht werden soll, VON untergeordneterder Kırche durch Nıchterteilung des Relig10nsunter-
richts eın Rıegel vorgeschoben. Gemessen diesem Bedeutung SInd, VENIZOZEIN. &47

Erfolg für die katholische Kırche WO2 das Zugeständ-
NI1S, daß in den technıschen Fächern notfalls auch Die dorge der katholischen Lehrer den Fortgangder Verhandlungen hatte VOI allem Zzwel Gründe:nıchtkatholische Lehrkräfte beschäftigt werden OoONnn-
FCn, nıcht allzu schwer. Die akute Not der katholischen Lehrer infolge der da-

mals einsetzenden Geldentwertung und die Befürch-
Im SANZCH War der Abschluß dieses Vertrages für die LuNg, da{(ß S1e ınfolge des Schulabbaus den katho-
katholische Kırche E1n Erfolg, selbst WECNN CS nıcht ischen chulen be] Versetzungen andere Gemeın-
gelungen WAaTl, die Aufsıchtsrechte ber den Religi0ns- deschulen gegenüber ihren evangelischen der diss1-
unterricht eEXPTrESSIS verbıs 1in den Vertrag aufzuneh- dentischen Kollegen zurückgesetzt werden könnten.
IHEe  - Dennoch Vorwürfe, dafß katholische OSI1- Dıie Schärfe der Auseinandersetzung zwıschen
tiıonen preisgegeben worden selen, nıcht auszuschlie- dem Bıschöflichen Stuhl und dem Lehrervereinen Um 1es vermeıden, wurden dıe Pastoren 1n kommt in einem Antwortschreiben Z Ausdruck,Helmstedt, Wolfenbüttel un Braunschweıig, die e1ine
Abschrıift des Vertrages zugesandt bekamen, ın dem

sıehe WI1e AÄAnmBegleitschreiben angewılesen:
Schreiben VO Oktober 192 Hervorhebung 1m Orıginal,„Eine Veröffentlichung durch dıe Presse Ist UNS$ cht CF=- sıehe W1e Anm

WÜnNSCHLE. “ 46 Schreiben VO November L922. sıehe WI1e Anm
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das der Generalvikar den Zentrumspolitiker Rheın- Di1e Kirchengemeinde 1in Helmstedt gehört den
länder richtete. Dieser hatte angefragt, Wa VO  a dem oröfßseren und tradıtionsreichen Gemeinden 1im eka-
Schreiben eines Schönıinger Lehrers halten sel, nat Braunschweig. 5()

der sıch be]l ıhm ber den rohenden Abbau VO  H Di1e VO der Gemeıhnde St Ludgerı1 unterhaltene Volks-
Klassen beklagt habe Das Generalvıkarıat erwıderte, schule War als Ersatzschule staatlıch anerkannt un
daß die Verhandlungen 1n Braunschweıig und Wolfen- erhielt VO  . der Stadt und dem Braunschweigischen

Klosterfonds Zuschüsse, WE dıe Miıttel der Kırchen-büttel abgeschlossen seıen, während die Verfahren 1ın
Helmstedt, Holzminden und Schönıngen ın der gemeinde nıcht ausreichten. Der Umsturz 1mM Novem-
chwebe selen. Indirekt bestätigt das Schreıiben, da( ber 1918 gefährdete diese rechtliche Konstruktion W1e€e
INan versucht hat, die Verhandlungen 1n dıe Länge überall 1im Land Braunschweıig.

Die Schule hatte eiıne beträchtliche Gröfße (450 Schür-zıehen, b1s das Reichsschulgesetz endlich erlassen
se1ın würde: ler und -Innen Anfang der We1marer Republık)
S mufs ZUANZ hesonders hervorgehoben werden, dafs un: konnte VO der Kirchengemeinde mıt Sıcherheit

hne staatlıche Zuschüsse nıcht lleine WCI -dem Druck der wirtschaftlıchen Verhältnisse IN allen Fäl-
den, zumal G1n Erweiterungsbau nıcht länger aufge-len dıe UÜbernahme der hatholıschen Schulen SCILENS der

Gemeinden durch erhebliche Zugeständnısse UN g2rofse schoben werden konnte.

Opfer erkauft merden mußste. Wır sind der UÜberzeugung, er Pastor der Helmstedter Gemeıinde, Augustın Mutft-
dafs SZE UN$ erspart geblieben IOAYEN und erSPart le1ıben ke, WAar schon, als der Vertrag mıt der Stadt Braun-
würden, WIENHNN dıe Schulen hıs Z U Inkrafttreten des Reıichs- schweig ausgehandelt wurde, mehrmals das General-
schulgesetzes finanzıell durchhalten hönnten. “48 vikarıat herangetreten und hatte auf die bedrohliche

Lage für die katholischen chulen hıngewılesen.Wiährend dieser eıl des Briefes einen deutlichen MOT- Es gelang ıihm bereits 1m Jahre 1919 verständnıiıs-
wurf dıe Zentrumspolitiker 1m Reıichstag enthielt, volle Beziehungen ZU Bürgermeıister der Stadt elm-
aber auch Sorge das „Stehvermögen” der katho- stedt, Dr Velke, anzubahnen, dıe eine für beıide Seıiten
ıschen Gemeıinden, wurde 1im folgenden dıe Lehrer- zufriedenstellende Regelung erhoffen l1eßen iıne
schaft in aller chärfe zurechtgewılesen: Dıie katholit1- Aktennaotiz AaUus deme 1919 enthielt eine Art Vor-
sche ehrerschaft übersehe dıe Verhältnisse nıcht vertrag mıt folgenden Abmachungen:Ihre Außerungen selen nıcht gee1gnet, UNSE-
TE Stellung IN den Übernahmeverhandlungen stärken. "2o „Herr Pastor Multke teılt mIL, dafs der Biıschof DOoN Hıl-

desheim hereıt SEL, dıe Fürsorge für dıe Schule (Einfügung
Mag diese Reaktion überzogen erscheinen, zeıgt Rande „SoWweLl nıcht dıe Kammer verpflichtet ıcf  “
S1e doch, dafß die Lehrer den wunden Punkt in der dıe Stadt abzugeben, sofern
SAaNZCH Angelegenheıt blofßsgelegt hatten: L dıe Schule heı der Kırche bleibt,Die Bischöfliche Stuhl verlangte VO  > den (Gemeinden
und Lehrern höchste Opfer, während dıe Verhand- Z) der Pfarrer Sıtz UN Stimme IM Schulvorstand ehält,
lungen „ VOX ( 5E als Korrektiv benutzen wollte für der Pfarrer als Beauftragter des Bıschofs den Relıg10ns-die unbefriedigende Sıcherung der katholischen Be- unterricht leıtet UN beaufsichtigt;lange 1m Vertrag VO Zeıt gewinnen
un: auf das Reichsschulgesetz Tt  9 scheint die 4) dıe Schule nur FÜr hatholısch erziehende Kiınder (sıc}),
Devıse SCWESCH se1n, auch auf dıe Gefahr hın, da{fß 5) sämtlıiche Lehrkräfte hatholischer Konfession (S1C!)
Unruhe 1in den eigenen Reihen entstehen würde. In
dem folgenden Kapıtel soll Beispiel der katholit- Dagegen übernımmt dıe Stadt dıe Fürsorge für dıe gZesamte
schen Schule 1n Helmstedt aufgezeigt werden, auf wel- hısher VOoN der hatholischen Gemeinde, der Kammer, des
che We1ise diese übergeordneten strategischen Gesichts- Staaltes UN ıhr selbst getlragenen Lasten, soweılt nıcht dıe
punkte und Revisionsversuche sıch „VOI Ort aus$s- Kammer und der Staal dıese LTrAgen haben, ab 1020
wırkten.

Schreiben VO November 922 sıehe Ww1e Anm
Der Vertrag zwıschen der SE Ludgeri-Gemeinde sıehe W1e Anm
und der Stadt Helmstedt als Spiegel der Beziehun- sıehe arl Henkel Kurze Geschichte der 1öÖzese Hıldesheim
SCH zayıschen Kirche UN Freistaat Braunschweig und ıhre Eınrıchtungen, Hıldesheim 1917 291 ff.
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Wegen der Grundstücke Dleibt A vorläufig beim alten, eine fächern auf dıe Pflege der Weltanschauung gebührendeRegelung MILE der Kammer bleibt vorbehalten. Dire CeUE Rücksicht nehmen. 57
Schaule errichtet UN erhält dıe Stadt
Luschüsse VJOoN der hatholischen Gemeinde fallen fort.Etwaiger Vorralt der Schulkasse K dıe Stadtkasse abzu-

inMe Klausel S des Vertragsentwurfes schützte dıe
katholische Kırchengemeinde VOT Verlust ihrer Verm6-führen. Dıie Stadt garantıert der Schule dıe gleiche Für- SCNSWEITE, ındem die Stadt sıch verpflichtete, dıe ab-WE den anderen Gemeindeschulen; das SLatut soll getretenNeEenN Grundstücke wleder zurückzugeben, fallsentsprechend geändert werden. der Charakter der Bekenntnisschule nıcht mehr SCDer konfessionelle Charakter der Schule soll gewahrt WIET- währleistet seın sollte.

den In technischen Fächern darf aushilfsweise PINE anders-
ine Abmachung dieser Art, 1n der fast NUur die einegläubige Lehrkraft fÄb1g SEIN, abgesehen DO  S Sz'ngen. A Seite dıe katholische Kırche) Vorteıle sehen OoONN-

Eın Vertrag auf dieser Basıs hätte für dıe katholische LE, bedurfte eliner ausführlichen Begründung, damıtKırchengemeinde sowochl] alle ıdeellen Forderungen CI- das zuständıge Gremium der anderen Vertragspartelfullt als auch dıe drückenden {tinanziellen Belastungen dıe Stadtverordnetenversammlung) der Abmachungbeseitigt. auch zustımmen konnte. Wıe nıcht anders CIWAaT-Welche Gründe für die Stadt Helmstedt ausschlagge- teN, spielte die finanzielle Entlastung der Stadt 1ın derbend9 ä(t sıch dUus dem Entwurf einer Vorlage Argumentation eine besondere Raolle Es Walr Velkesdie Stadtverordnetenversammlung entnehmen. Die erklärte Absıcht, dıe Staatsregierung VOTI vollendeteVerhandlungen nämlıch inzwıschen weIlt SC Tatsachen stellen un: diese dadurch zwıngen,dıehen, daß 1im November 1920 (!) en Vertragsentwurf dıe Lehrerbesoldung übernehmen.
Z Beratung anstand. Eın wıichtiges Argument war für Velke der Verfassungs-uch 1n diesem Entwurf War alles enthalten, Was die artıkel 146 Abs
katholische Kırche forderte ($ 4

Da dıe hresige hatholische Schule 45() Schäüler und Schi-„ Die Stadt gewährleistet der katholischen Schule dıeselbe lerinnen hat, repräsentıert SZE PINE Zahl, dıe AnspruchFÜrSorge WE ıhren anderen Gemeindeschulen. Der Ronfes- auf Berücksichtigung ıhres Wunsches bezüglıch der Einrich-szonelle Charakter der Schule bleibt gewahrt. Insbesondere IUNZ eINEr Konfesstonsschule hat. Dieser Wunsch wirdverpflichtet sıch dıe Stadt bedingt geltend gemacht werden. Wıe HUN das Landesschul-
amlt für das Volksschulwesen mitgeteılt hat, wird der StAadat1) dıe Schule beı der Kırche belassen; dıe Genehmigung ZUTr Einrichtung PINETY konfessionellen2) dem Pfarrer Deza Pfarrverweser 7 UN. Stimme IM Schule erteılen, dıe Unterhaltung ber ablehnen, dafs SZESchulvorstande belassen; der Gemeinde aufgebürdet WwIird. Diese mMufSs ANN dıie gesam-3) dıe Leitung und Beaufsichtigung des Relıgi0nsunter- en sehr erheblichen Schullasten LTAZEN. Arıchts steht der Etschöflichen Behörde L welche damıt

den Pfarrer bezw Pfarrverweser beauftragen WIrd. VWeıter führte die Beschlußvorlage sınngemäß aus
Sze umfafst ınsbesondere dıe Bestimmung der Relız10ns-lehrbücher, dıe Stoffverteilung UN dıe Visıtalion des

Nur WeNnNn s gelänge, och VOT dem Aprıl 1921
die katholische Schule als Gemeindeschule ber-Relıgi0nsunterrichtes. Die Pfarrgeistlichen sınd befugt, nehmen, könne W1e schon in Braunschweig undıe Erteilung des Relıgi0nsunterrichtes übernehmen. Wolfenbüttel] geschehen der tat der Stadt VO4) Dıie Schule soll nur fÜr katholisch erziehende Kınder dieser Last befreit werden.ZUTr Verfügung gestellt werden.

5 Naur Lehrkräfte katholischer Konfession sınd beschäf-
Die Bestimmungen selen 1m wesentlichen iıdentisch

{12eN UN anzustellen, welche hereit und ach dem [UJr-
mıt denen des Braunschweiger Vertrages, un den VOr
behalten der bıschöflichen Behörden könne INanteıle der kırchlichen Behörden befähigt SINd, den elı- bedenklich zustiımmen. 54Z10NnsunNnterricht erteılen. Für dıe technıschen FächerWegen der Grundstücke bleibt es vorläufig beim alten, eine  fächern auf die Pflege der Weltanschauung gebührende  Regelung mit der Kammer bleibt vorbehalten. Die neue  Rücksicht nehmen. *52  Schule errichtet und erhält die Stadt.  Zuschüsse von der katholischen Gemeinde fallen fort.  Etwaiger Vorrat der Schulkasse ist an die Stadtkasse abzu-  Eine Klausel ($ 7) des Vertragsentwurfes schützte die  katholische Kirchengemeinde vor Verlust ihrer Vermö-  führen. Die Stadt garantiert der Schule die gleiche Für-  genswerte, indem die Stadt sich verpflichtete, die ab-  sorge wie den anderen Gemeindeschulen; das Statut soll  getretenen Grundstücke wieder zurückzugeben, falls  entsprechend geändert werden.  der Charakter der Bekenntnisschule nicht mehr ge-  Der konfessionelle Charakter der Schule soll gewahrt wer-  währleistet sein sollte.  den. In technischen Fächern darf aushilfsweise eine anders-  Eine Abmachung dieser Art, in der fast nur die eine  gläubige Lehrkraft tätig sein, abgesehen vom Sz'ngen. “51  Seite (die katholische Kirche) Vorteile sehen konn-  Ein Vertrag auf dieser Basis hätte für die katholische  te, bedurfte einer ausführlichen Begründung, damit  Kirchengemeinde sowohl alle ideellen Forderungen er-  das zuständige Gremium der anderen Vertragspartei  füllt als auch die drückenden finanziellen Belastungen  (die Stadtverordnetenversammlung) der Abmachung  beseitigt.  auch zustimmen konnte. Wie nicht anders zu erwar-  Welche Gründe für die Stadt Helmstedt ausschlagge-  ten, spielte die finanzielle Entlastung der Stadt in der  bend waren, läßt sich aus dem Entwurf einer Vorlage  Argumentation eine besondere Rolle. Es war Velkes  an die Stadtverordnetenversammlung entnehmen. Die  erklärte Absicht, die Staatsregierung vor vollendete  Verhandlungen waren nämlich inzwischen so weit ge-  Tatsachen zu stellen und diese dadurch zu zwingen,  diehen, daß im November 1920 (!) ein Vertragsentwurf  die Lehrerbesoldung zu übernehmen.  zur Beratung anstand.  Ein wichtiges Argument war für Velke der Verfassungs-  Auch in diesem Entwurf war alles enthalten, was die  artikel 146 Abs. 2:  katholische Kirche forderte (& 4):  „Da die hiesige katholische Schule 450 Schüler und Schü-  „Die Stadt gewährleistet der katholischen Schule dieselbe  lerinnen hat, repräsentiert sie eine Zahl, die Anspruch  Fürsorge wie ihren anderen Gemeindeschulen. Der konfes-  auf Berücksichtigung ihres Wunsches bezüglich der Einrich-  sionelle Charakter der Schule bleibt gewahrt. Insbesondere  tung einer Konfessionsschule hat. Dieser Wunsch wird un-  verpflichtet sich die Stadt:  bedingt geltend gemacht werden. Wie nun das Landesschul-  amt für das Volksschulwesen mitgeteilt hat, wird der Staat  1) die Schule bei der Kirche zu belassen; .  die Genehmigung zur Einrichtung einer konfessionellen  2) dem Pfarrer bezw. Pfarrverweser Sitz und Stimme im  Schule erteilen, die Unterhaltung aber ablehnen, so daß sie  Schulvorstande zu belassen;  der Gemeinde aufgebürdet wird. Diese muß dann die gesam-  3) die Leitung und Beaufsichtigung des Religionsunter-  ten sehr erheblichen Schullasten iragen.“53  richts steht der Bischöflichen Behörde zu, welche damit  den Pfarrer bezw. Pfarrverweser beauftragen wird.  Weiter führte die Beschlußvorlage sinngemäß aus:  Sie umfaßt insbesondere die Bestimmung der Religions-  lehrbücher, die Stoffverteilung und die Visitation des  Nur wenn es gelänge, noch vor dem 1. April 1921  die katholische Schule als Gemeindeschule zu über-  Religionsunterrichtes. Die Pfarrgeistlichen sind befugt,  nehmen, könne — wie schon in Braunschweig und  die Erteilung des Religionsunterrichtes zu übernehmen.  Wolfenbüttel geschehen — der Etat der Stadt von  4) Die Schule soll nur für katholisch zu erziehende Kinder  dieser Last befreit werden.  zur Verfügung gestellt werden.  5) Nur Lehrkräfte katholischer Konfession sind zu beschäf-  Die Bestimmungen seien im wesentlichen identisch  tigen und anzustellen, welche bereit und nach dem Ur-  mit denen des Braunschweiger Vertrages, und den Vor-  behalten der bischöflichen Behörden könne man un-  teile der kirchlichen Behörden befähigt sind, den Reli-  bedenklich zustimmen. 54  gionsunterricht zu erteilen. Für die technischen Fächer ...  können aushilfsweise andersgläubige Lehrkräfte einge-  stellt werden.  51  siehe Stadtarchiv Helmstedt: D IX 11 Nr. 13  52  siehe wie Anm. 51  6) In den profanen Fächern sind nur solche Lehrbücher  einzuführen, welche nichts gegen die katholische Glau-  5  “  siehe wie Anm. 51  bens- und Sittenlehre enthalten und in den Gesinnungs-  54  siehe wie Anm. 51  143hönnen aushılfsweise andersgläubige Lehrkräfte EINZE-stellt werden. 51 sıehe Stadtarchiv Helmstedt: 11 Nr. 13

sıehe W1e Anm 516) In den profanen Fächern sınd NUT solche Lehrbücher
einzuführen, welche nıchts dıe katholische TaAU- sıehe WI1Ie Anm. 51
bens- UN Sıttenlehre enthalten UN IN den GesinnunZS- sıehe WI1e Anm 51
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IIıie städtischen Urgane bereıit dem Vertrag Formulierungen Aaus den Vertragen IA den tädten
Braunschweig un Wolfenbüttel [Die ParagraphenzZuz  I weıl SIl siıch Ekiınsparungen be1 der Leh

rerbesoldung öohe VO OO Mark und mehr EBR! lauteten 1U

erhoffen konnten Für den Bischöflichen Stuhl WarT E Stadt Helmstedt gewährt der batholıischen Schule
aber VOT allem wichtig, da{fß die Regelung ach dıeselbe FÜrSOorge TOLE ıhren anderen Gememdeschulen Der
des Vertragsentwurfs unbedingt durchgesetzt wurde konfessionelle Charakter der Schule hleibt gewahrtVelke außert sıch der Ratsvorlage diesen For- Insbesondere verpflichtet sich dıe Stadt
derungen dıe Schule (nachträglich auf Drängen der Stadtver-

DAa A siıch CIHLE konfessionelle Schule handelt LTAZeN ordnetenversammlung eingefügt Hunlichst
OLT heine Bedenken ıhnen ZUZ  ME Von ıhrer Annah- heı der Kiırche belassen;
ME durch dıe Stadt macht der Bischöfliche Stuhl dıe (72- dıe Schule HUT (nachträgliıch eingefügt möglıchst
nehmı2ung des Vertrages abhängıg, und OLT sind ZEZUWUIUÜN- anstatt NUT Jr hbatholısch erziehende Kın-
SCH, ıhm dıese Forderung Zzuzugestehen, da OLT WVOTr der der ZUr Verfügung stellen (nachträglıch wurde der
Alternatıive stehen: Dıire UÜbernahme beschlıefßen UN Passus eingefügt dıe Stadt soll berechtigt SECIN

Jinanzıelle Vorteıile haben, oder abzulehnen UN spätere UNLETr Wahrung des Charakters der Schule eLWd leer-
erhebliche Lasten LTAgZeNn 55 stehende Klassenräume ZU) Unterricht VOoN nıcht ha-

tholischen Kindern Anspruch nehmen 1
Dem Vertrag 11MMTE auch tatsächlich WI1C geplant
der Rat der Stadt Helmstedt Am 73 Dezember In Bezug auf dıe einstweılıgze Regelung der Staatsaufsicht

Erteilung des Religionsunterrichts bekenntnısmäfsıgze Beru-1920 unterzeichnete ıhn der Bischof
fung der Lehrkräfte UN Verwendung VON Lernmautteln

War CS diesem Fall gelungen anders als Braun- gelten dıe gemälßs AÄrt der Reichsverfassung zayıschen
schweig und Wolfenbüttel die Forderungen der katho- der braunschweigischen Landesregierung UN dem bischöflı-
ischen Kırche auf Leıtung und Beaufsichtigung des chen Stuhle getroffenen Vereinbarungen v57

Religionsunterrichts vollem Umfang vertraglich
sıchern? War CS gelungen die Miıtgliedschaft des Pa- Idhieser Vertragsentwurf aus der Feit Anfang des Jahres

1922 1e168 also wesentlıche katholische ForderungenSchulvorstand durchzusetzen und Ver-
fassungsrecht auflßer Kraft setzen indem 11UI Lehrer unberücksichtigt un WaTl Begleitumständen

standegekommen dıe 65 keineswegs ausgeschlossenbeschäftigt werden durften dıe nıcht VO iıhrem Recht
erscheinen lıeßen da{fß der Bıischof Zustimmungauf Verweigerung der Erteilung des Religionsunterrich

tes Gebrauch machten”? as Walc der Tat C1M her- VELrWEISCIN würde Za diesem Zeitpunkt hatte CI In
abhängiger Sozialdemokrat das Mınısteramt für Volks-ausragender Erfolg SCWESCN och PYAB| IOTEN Tre1-

Braunschweig”! Die Ernüchterung erfolgte och bildung übernommen (Itto Grotewohl 58

Dezember 1920 als Bürgermeıster Velke dem B1-
schöfliıchen Generalvıkarıat mıiıtteıilen mu{fßlte da{ß die IO sıehe WIC Anm 5 ]

sıehe WIC Anm 51Staatsregierung den Vertrag der vorliegenden orm
nıcht genehmigen werde Der Wortlaut colle dem des sıehe WIC Anm 1
Vertrages mi1t der Stadt Braunschweig angepalst WCI- 58 ()tto Grotewohl tammte AUS Braunschwuie. Dr Buchdrucker
den 56 LDiese Miıtteilung MUu Hıldesheim WIC C111 und spatere Angestellte der Allgemeıinen Ortskrankenkasse trat

Schock gewirkt haben In den folgenden Onaten nach dem Ersten Weltkrieg der Unabhängigen Sozialdemokra-
tischen Parte1 Deutschland be1 und wurde Ma1ruhten die Verhandlungen Helmstedt, we1l

dıe Verhandlungen ZU „Regionalkonkordat“ Vor- 1920 den Braunschweiger Landtag gewählt
Das Amt des Mınısters für Volksbildung Freistaat Braun-

TaAhs ekamen schweig wurde ıhm 2 November 1921 übertragen
Grotewohl War mafßgeblıch der Vereinigung der beiden

Als diese Verhandlungen DOSI1C1LV beendet worden sozi1aldemokratischen Parteien (Oktober 1922 beteiligt
FCH (Oktober 1921 konnten ndlıch auch wıieder dıe Vom Maärz 1926 Warl Grotewohl Abgeordneter des

Beratungen den tädten Helmstedt und Wolfen- Reichstages
Nach dem Ende des Drıtten Reiches wurde zunächst Ab-büttel aufgenommen werden Infolge der veränder- geordneter sachsıschen Landtag und spater Mınısterpräsı-

ten S1iıtuation mufste das Vertragswerk Helmstedt dent der Deutschen Demokratischen epublı 1e€e azu
Heınz Voßkeerneut umgearbeıtet un HA  a dem Wolfenbütteler (Otto Grotewohl Bıographischer E1 Ber-

Vorbild angepaßt werden. Übrig lıeben schließlich lın 1979 o ff



S

Joseph Ernst, Porträt IM Bıschofshaus o Grotewohl, Aufnahme VOoN SS

Seine AÄAmtszeıt dauerte NUr VO ıs A er Mınıster für Volksbildung, Grotewohl, erklärte22.5.1072) Danach übernahmen Politiker der ZWarT seln Eınverständnis dem Vertrag, erläuterteKäfer) EZW. DDP (Rönneburg) die Verantwortung aber 1n einem Schreiben VO Aprıl 1927 ausdrück-für dıe Volksbildung.9 lich. da{ der dahingehend verstehen sel, daß
der katholische Charakter der Schule lange als ADie häufigen Regierungswechsel un -umbildungen in wahrt gelten mUusse, W1e den Bestimmungen desden ersten Jahren des Freistaates Braunschweig hatten Art 146 un dem Ausführungsgesetz entspreche. 60iıhre Ursache VOI allem 1n der Uneinnigkeıt der SOZ1A-

lıstischen Parteien untereinander, daß der fast
oleichstarke Bürgerblock dıie Politik der RKeglerungen Eıinige Korrekturen 1n nebensächlichen Detauils wurden

auf Betreiben des Generalvikariats och vollzogen,entscheidend beeinflussen und abmıildern konnte. Die
Verzögerungen be] den Verhandlungen ber die Erfül- doch auch danach wurde der Vertrag nıcht unterzeıch-

net Der Mınıster für Volksbildung, RKönneburglung des Abkommens zwıschen dem Staat Braun-
schweig und dem Bıschof VO  ; Hıldesheim lagen VO+I

teiılte 1im November 1927 MLE, (“ werde NE ann
allem ın der fehlenden Kontinuntät der Regjerungs-polıtık begründet. Das zeigte sıch csehr deutlich be] 59 sıehe Nıedersächsisches Staatsarchiv Wolfenbüttel Bestandden welteren Bemühungen, den Helmstedter Vertrag Neu FEb 13 Nr.
endlich ach und Fach bringen: sıehe WI1e Anm 51
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1imMmMen WECNN dıie Ablösung der Lasten der omänen- Abschließende Wertung
kammer zugunsten der Kırche un Schule vertraglıch
geregelt SC1 Dabe] hatten der Bürgermeıster und die Das „Regionalkonkordat zwischen dem Bischöflichen
Stadtverordneten der Stadt Helmstedt auf der Stuhl Hıldesheim un dem Freistaat Braunschweig
un der Pfarrer VO  = St Ludgerı Mutke der VO Oktober 1921 Wal schwıerigen Bedin-
Bischof VO Hıldesheim auf der anderen Seıite bereıits ZUNZCH zustande gekommen

September 1922 den Vertrag unterzeichnet!
Zum Zweılten Male WAarTr der Bischof also (vergeblich?) Radıkale Linksregierungen Freistaat Braunschweig

der Unterzeichnung Vertrages der drohten dıe „Verweltlichung des Schul-
UÜbernahme der Schule Helmstedt bewogen worden GSCHS un: etzten dıe katholischen Kırchen-
und mulfste befürchten dafßß die Genehmigung 1TE gemeinden und Bischof IIr Ernst starken Ver-
die Staatsregierung nıcht erfolgen könne da das HBr- handlungsdruck. Nur AUS dieser Sıtuation heraus 1ST

gebnıs der Verhandlungen MI der Domänenkammer verstehen, da{( MITL dem Übernahmevertrag ı der
och nıcht feststand Stadt Braunschweig C114 Präzedenzfall geschaffen WUul-

de der dıe katholischen Forderungen ‚AUBHE UNzZUuTeE1-

Di1ie endgültige Verabschiedung des Vertrages durch chend sıcherte andererseıts aber be]l den anderen
den Landtag erfolgte Er C110 Jahr Spater 26 No- Kirchengemeinden auch den Wunsch wachrief INOS-

ıchst schnell ähnlichen Regelung WICvember 1923 Mıiıt diesem Vertrag Aatf die Domänen-
kammer C111 Grundstück dıe Stadt Helmstedt a1b Braunschweig kommen
und löste damıt die Verpflichtungen gegenüber der
katholischen Kırchengemeinde a b 62 Da sıch csechr bald ZEeIZTE dafß die Versuche des Bischofs

MTL Hılfe der anstehenden Verträge dıe weıtergehen-
Als schliefßlich 16 Januar 1924 (l die Genehm1i- den Forderungen (Beaufsichtigung des Relıgionsunter-
ZUNg durch das Landesschulamt vorlag, konnten end- richts durch den Bıschof) doch och durchzusetzen
ich die rechtlichen Schritte eingeleıtet werden, die die scheıitern würden mulflste CT versuchen 1re
UÜbernahme der Schule durch die Stadt Helmstedt Vertrag auf Regierungsebene den Rahmen vorzugeben
ermöglıchten den siıch die örtlıchen Abmachungen

halten hätten Dieser Rahmenvertrag VO Oktober
1921 erfüllte ZWal nıcht alle Erwartungen hinsıchtlich
dıe Aufsıiıchtsrechte der Kirche 1e1 aber UrcCc den
reichsrechtlichen Vorbehalt die Hoffnung bestehen
dafß bıs Yı Erla{fß des Reichsschulgesetzes keine Eın-
orıffe den Schulbetrieb auf Grund VO  =

Landesgesetzen erfolgen würden

Nachdem diese vorläufige vertragliche Sıcherung der
katholischen chulen erreicht Wadl, versuchte die b1-
schöfliche Stelle be]l den Übernahmeverhandlungen

den einzelnen Kommunen, eit CWINNECN, HOS. lıchst bıs AT Verabschiedung des geplanten Reichs-
schulgesetzes
Da die Hoffnung auf dieses (sesetz sıch zunehmend
als unbegründet und zudem MC die WITTL-
schaftlıche Verschlechterung ihrer Lage dıe katholische
Lehrerschaft der langen Verzögerung der Ver-
handlungen unruhıg wurde blieb dem Bıschof nıchts
anderes übrıg, als (teilweıse entwürdıgenden WUm:

61 sıehe WIC Anm 5o Grotewohl Miıtte) mıl den heiden Sekhretären des Bezirksvorstandes
der SPD des Freistaates Braunschweig Braunschweıigischer Landtag 922/23 Drucksachen 614 615
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ständiger Kampf die evangelıschen Schulen, der
bn VO  . beiden Selten Staatsregierung un Kırchen-

führung zunehmend unversöhnlıcher ausgetragen
Yirtifel 47 wurde. Die Staatsregierung hatte muıt der Verweigerungder finanzıellen Unterstützung der Landeskirche einenirüber erlafi

imtdungen  Miderf; und erfügungen, jeße, Verord  joweit e mit C WRTLDLEN  Verfaffung Hebel, der ıhr LLUT durch Gerichtsurteile hätte aus der
jind ufgeho and gewunden werden können. Die adurch Alöste Proze{(welle wurde 1n den eigenen Reihen der

evangelisch-lutherischen Landeskirche als „Prozefs-Die in Seltung blebenden werDdenbisbher Berfaffungsgefege maren, alg einfadhes sucht“ dıffamiert un erbrachte keineswegs 1n jedemständiger Kampf um die evangelischen Schulen, der  Abfhnitt VM  von beiden Seiten — Staatsregierung und Kirchen-  Übergangs» und  führung — zunehmend unversöhnlicher ausgetragen  — Mrtilel 47  wurde. Die Staatsregierung hatte mit der Verweigerung  der finanziellen Unterstützung der Landeskirche einen  me fz£5e: erlafl  Se  im  %t_nsen und Ver  fügungen,  HAgn  Berfaffung  Hebel, der ihr nur durch Gerichtsurteile hätte aus der  fin!_> a  ufgeho  Hand gewunden werden können. Die dadurch ausge-  löste Prozeßwelle wurde in den eigenen Reihen der  evangelisch-lutherischen Landeskirche als „Prozeß-  Die in Geltung ble  ibenden Gefege  werden  bisher Berfaffungsgefege waren, al8 einfaches  sucht“ diffamiert und erbrachte keineswegs in jedem  — Artitel 49,  Falle Ergebnisse, die die materielle Basis der Landes-  — Die Minifter u  nd alle übrt  kirche sicherten. Dem widerspricht auch nicht der  5  en Sffentliden Beam  m auf bieje $erfafinng z_mb_  Die Reids  afung  ‚ie#  Vertrag zwischen dem Freistaat Braunschweig und der  — Mrtitel 50.  }  .  )  S  —  evangelischen Landeskirche vom 8.8.1923, der der  Diefe %afiung  _ Lehrgege:  ıftand  ; .  Kirche eine Rente für die Unterhaltung des Landes-  Hüler er  kirchenamtes zusicherte, ®3 darüber hinaus aber keiner-  ber Ve  riauNg.  faff  hält g;i 8eeghima‚_ but @tbu  -  lei Zahlung zusagte. So wurde z.B. die Befreiung von  Artitel 51.  der Grundsteuer durch den Staat aufgehoben und  Die Berfaffung tritt am 21. Yaruar 1922 in  erst nach einem Urteil aus dem Jahre 1926 wieder  $raun{d;meig‚}m 6. Januar 1922, n  eingeführt. Die Zuschüsse zur Pfarrerbesoldung wur-  den verweigert und erst nach einem Präzedenzfall  Der Bräfident der Lan  aus dem Bereich der evangelischen Landeskirche  Sachsens vom Braunschweiger Staat weiterhin gewährt.  ; Staatsminifterium.  Bei der evangelischen Kirche entstand so der Eindruck,  daß sie ganz allein gegen eine kirchenfeindliche Regie-  rung anzukämpfen hatte, deren Ziel es war, durch  eine resolut durchgesetzte Trennung von Kirche und  16  Staat verfassungsmäßige Sperrvorschriften zu um-  gehen.  Übergangs- und Schlußbestimmungen der Verfassung ées Frée?staates  Braunschweig vom 6.1.1922.  Die Arena für die Austragung dieses grundsätzlichen  Streites war die Volksschule, weil sich hier Interessen  der Kirche und des Staates eng berührten. Die kon-  fessionelle Gestaltung des braunschweigischen Schul-  ständen, wie das Beispiel Helmstedt zeigte) sich dem  wesens hatte vor 1918 einseitig die evangelisch-lutheri-  Diktat der Staatsregierung zu beugen und Einzelver-  träge abzuschließen, die nicht in allen Belangen be-  schen Belange berücksichtigt, indem das gesamte  Volksschulwesen evangelisch-lutherisch (abgesehen  friedigend genannt werden konnten. Es wäre aber ver-  von einer evangelisch-reformierten Schule) orientiert  kehrt, wenn der Eindruck entstünde, als ob die katho-  war. Von der Schulaufsicht (Evangelisches Landes-  lische Kirche mit ihrer Vertragspolitik gescheitert  wäre. Sie zog aus den Abmachungen nicht nur mate-  konsistorium) bis hin zur Ausgestaltung des Schul-  lebens (Schulandachten und -gebete als Pflichtveran-  rielle Vorteile, indem der Staat alle Kosten für die  staltungen) war der Einfluß der evangelischen Landes-  katholischen Schulen übernahm, sondern auch ideelle.  kirche in einem Maße verankert, wie dies kaum an-  Mit Hilfe ihrer Verträge gelang es der katholischen  Kirche sicherzustellen, daß katholische Kinder an ka-  derswo zu finden war. Nur wenn man diese weitge-  tholischen Schulen von katholischen Lehrern und  hende Konfessionalisierung der Braunschweiger Volks-  Geistlichen unterrichtet wurden.  63 Gesetz, die Aufhebung Aes Braunschweigischen Landeskon-  Während die katholischen Schulen in ihrem Bestand  sistoriums betreffend.  Vertrag über die Ablösung der bisherigen Leistungen nach  weitgehend gesichert werden konnten, begann 1922  Art. 138 R.V. siehe: Gesetz- und Verordnungssammlung für  für die evangelische Landeskirche Braunschweigs ein  die Braunschweigischen Lande 110 (1923), S. 269 ff,  147Yrtikel Falle Ergebnisse, die die materielle Basıs der Landes-Die Minifter nd alle übri{ kirche sıcherten. LIem widerspricht auch nıcht deren Dffentlichen Beamauf Diefe erfajjung unDd le NReichs ten  JEr Vertrag zwıschen dem Freistaat Braunschweig und derständiger Kampf um die evangelischen Schulen, der  Abfhnitt VM  von beiden Seiten — Staatsregierung und Kirchen-  Übergangs» und  führung — zunehmend unversöhnlicher ausgetragen  — Mrtilel 47  wurde. Die Staatsregierung hatte mit der Verweigerung  der finanziellen Unterstützung der Landeskirche einen  me fz£5e: erlafl  Se  im  %t_nsen und Ver  fügungen,  HAgn  Berfaffung  Hebel, der ihr nur durch Gerichtsurteile hätte aus der  fin!_> a  ufgeho  Hand gewunden werden können. Die dadurch ausge-  löste Prozeßwelle wurde in den eigenen Reihen der  evangelisch-lutherischen Landeskirche als „Prozeß-  Die in Geltung ble  ibenden Gefege  werden  bisher Berfaffungsgefege waren, al8 einfaches  sucht“ diffamiert und erbrachte keineswegs in jedem  — Artitel 49,  Falle Ergebnisse, die die materielle Basis der Landes-  — Die Minifter u  nd alle übrt  kirche sicherten. Dem widerspricht auch nicht der  5  en Sffentliden Beam  m auf bieje $erfafinng z_mb_  Die Reids  afung  ‚ie#  Vertrag zwischen dem Freistaat Braunschweig und der  — Mrtitel 50.  }  .  )  S  —  evangelischen Landeskirche vom 8.8.1923, der der  Diefe %afiung  _ Lehrgege:  ıftand  ; .  Kirche eine Rente für die Unterhaltung des Landes-  Hüler er  kirchenamtes zusicherte, ®3 darüber hinaus aber keiner-  ber Ve  riauNg.  faff  hält g;i 8eeghima‚_ but @tbu  -  lei Zahlung zusagte. So wurde z.B. die Befreiung von  Artitel 51.  der Grundsteuer durch den Staat aufgehoben und  Die Berfaffung tritt am 21. Yaruar 1922 in  erst nach einem Urteil aus dem Jahre 1926 wieder  $raun{d;meig‚}m 6. Januar 1922, n  eingeführt. Die Zuschüsse zur Pfarrerbesoldung wur-  den verweigert und erst nach einem Präzedenzfall  Der Bräfident der Lan  aus dem Bereich der evangelischen Landeskirche  Sachsens vom Braunschweiger Staat weiterhin gewährt.  ; Staatsminifterium.  Bei der evangelischen Kirche entstand so der Eindruck,  daß sie ganz allein gegen eine kirchenfeindliche Regie-  rung anzukämpfen hatte, deren Ziel es war, durch  eine resolut durchgesetzte Trennung von Kirche und  16  Staat verfassungsmäßige Sperrvorschriften zu um-  gehen.  Übergangs- und Schlußbestimmungen der Verfassung ées Frée?staates  Braunschweig vom 6.1.1922.  Die Arena für die Austragung dieses grundsätzlichen  Streites war die Volksschule, weil sich hier Interessen  der Kirche und des Staates eng berührten. Die kon-  fessionelle Gestaltung des braunschweigischen Schul-  ständen, wie das Beispiel Helmstedt zeigte) sich dem  wesens hatte vor 1918 einseitig die evangelisch-lutheri-  Diktat der Staatsregierung zu beugen und Einzelver-  träge abzuschließen, die nicht in allen Belangen be-  schen Belange berücksichtigt, indem das gesamte  Volksschulwesen evangelisch-lutherisch (abgesehen  friedigend genannt werden konnten. Es wäre aber ver-  von einer evangelisch-reformierten Schule) orientiert  kehrt, wenn der Eindruck entstünde, als ob die katho-  war. Von der Schulaufsicht (Evangelisches Landes-  lische Kirche mit ihrer Vertragspolitik gescheitert  wäre. Sie zog aus den Abmachungen nicht nur mate-  konsistorium) bis hin zur Ausgestaltung des Schul-  lebens (Schulandachten und -gebete als Pflichtveran-  rielle Vorteile, indem der Staat alle Kosten für die  staltungen) war der Einfluß der evangelischen Landes-  katholischen Schulen übernahm, sondern auch ideelle.  kirche in einem Maße verankert, wie dies kaum an-  Mit Hilfe ihrer Verträge gelang es der katholischen  Kirche sicherzustellen, daß katholische Kinder an ka-  derswo zu finden war. Nur wenn man diese weitge-  tholischen Schulen von katholischen Lehrern und  hende Konfessionalisierung der Braunschweiger Volks-  Geistlichen unterrichtet wurden.  63 Gesetz, die Aufhebung Aes Braunschweigischen Landeskon-  Während die katholischen Schulen in ihrem Bestand  sistoriums betreffend.  Vertrag über die Ablösung der bisherigen Leistungen nach  weitgehend gesichert werden konnten, begann 1922  Art. 138 R.V. siehe: Gesetz- und Verordnungssammlung für  für die evangelische Landeskirche Braunschweigs ein  die Braunschweigischen Lande 110 (1923), S. 269 ff,  147Yrtikel 50.ständiger Kampf um die evangelischen Schulen, der  Abfhnitt VM  von beiden Seiten — Staatsregierung und Kirchen-  Übergangs» und  führung — zunehmend unversöhnlicher ausgetragen  — Mrtilel 47  wurde. Die Staatsregierung hatte mit der Verweigerung  der finanziellen Unterstützung der Landeskirche einen  me fz£5e: erlafl  Se  im  %t_nsen und Ver  fügungen,  HAgn  Berfaffung  Hebel, der ihr nur durch Gerichtsurteile hätte aus der  fin!_> a  ufgeho  Hand gewunden werden können. Die dadurch ausge-  löste Prozeßwelle wurde in den eigenen Reihen der  evangelisch-lutherischen Landeskirche als „Prozeß-  Die in Geltung ble  ibenden Gefege  werden  bisher Berfaffungsgefege waren, al8 einfaches  sucht“ diffamiert und erbrachte keineswegs in jedem  — Artitel 49,  Falle Ergebnisse, die die materielle Basis der Landes-  — Die Minifter u  nd alle übrt  kirche sicherten. Dem widerspricht auch nicht der  5  en Sffentliden Beam  m auf bieje $erfafinng z_mb_  Die Reids  afung  ‚ie#  Vertrag zwischen dem Freistaat Braunschweig und der  — Mrtitel 50.  }  .  )  S  —  evangelischen Landeskirche vom 8.8.1923, der der  Diefe %afiung  _ Lehrgege:  ıftand  ; .  Kirche eine Rente für die Unterhaltung des Landes-  Hüler er  kirchenamtes zusicherte, ®3 darüber hinaus aber keiner-  ber Ve  riauNg.  faff  hält g;i 8eeghima‚_ but @tbu  -  lei Zahlung zusagte. So wurde z.B. die Befreiung von  Artitel 51.  der Grundsteuer durch den Staat aufgehoben und  Die Berfaffung tritt am 21. Yaruar 1922 in  erst nach einem Urteil aus dem Jahre 1926 wieder  $raun{d;meig‚}m 6. Januar 1922, n  eingeführt. Die Zuschüsse zur Pfarrerbesoldung wur-  den verweigert und erst nach einem Präzedenzfall  Der Bräfident der Lan  aus dem Bereich der evangelischen Landeskirche  Sachsens vom Braunschweiger Staat weiterhin gewährt.  ; Staatsminifterium.  Bei der evangelischen Kirche entstand so der Eindruck,  daß sie ganz allein gegen eine kirchenfeindliche Regie-  rung anzukämpfen hatte, deren Ziel es war, durch  eine resolut durchgesetzte Trennung von Kirche und  16  Staat verfassungsmäßige Sperrvorschriften zu um-  gehen.  Übergangs- und Schlußbestimmungen der Verfassung ées Frée?staates  Braunschweig vom 6.1.1922.  Die Arena für die Austragung dieses grundsätzlichen  Streites war die Volksschule, weil sich hier Interessen  der Kirche und des Staates eng berührten. Die kon-  fessionelle Gestaltung des braunschweigischen Schul-  ständen, wie das Beispiel Helmstedt zeigte) sich dem  wesens hatte vor 1918 einseitig die evangelisch-lutheri-  Diktat der Staatsregierung zu beugen und Einzelver-  träge abzuschließen, die nicht in allen Belangen be-  schen Belange berücksichtigt, indem das gesamte  Volksschulwesen evangelisch-lutherisch (abgesehen  friedigend genannt werden konnten. Es wäre aber ver-  von einer evangelisch-reformierten Schule) orientiert  kehrt, wenn der Eindruck entstünde, als ob die katho-  war. Von der Schulaufsicht (Evangelisches Landes-  lische Kirche mit ihrer Vertragspolitik gescheitert  wäre. Sie zog aus den Abmachungen nicht nur mate-  konsistorium) bis hin zur Ausgestaltung des Schul-  lebens (Schulandachten und -gebete als Pflichtveran-  rielle Vorteile, indem der Staat alle Kosten für die  staltungen) war der Einfluß der evangelischen Landes-  katholischen Schulen übernahm, sondern auch ideelle.  kirche in einem Maße verankert, wie dies kaum an-  Mit Hilfe ihrer Verträge gelang es der katholischen  Kirche sicherzustellen, daß katholische Kinder an ka-  derswo zu finden war. Nur wenn man diese weitge-  tholischen Schulen von katholischen Lehrern und  hende Konfessionalisierung der Braunschweiger Volks-  Geistlichen unterrichtet wurden.  63 Gesetz, die Aufhebung Aes Braunschweigischen Landeskon-  Während die katholischen Schulen in ihrem Bestand  sistoriums betreffend.  Vertrag über die Ablösung der bisherigen Leistungen nach  weitgehend gesichert werden konnten, begann 1922  Art. 138 R.V. siehe: Gesetz- und Verordnungssammlung für  für die evangelische Landeskirche Braunschweigs ein  die Braunschweigischen Lande 110 (1923), S. 269 ff,  147evangelıschen Landeskirche VO 6.0.19253 der der
Die VBerfaffung rgege itand Kırche eine Rente für die Unterhaltung des Landes-

(48 kırchenamtes zusıcherte, 63 darüber hınaus 1aber keiner-er fafl
hält bei Beendigung der SchulSeber €  druc le1 Zahlung zusagte. SO wurde z B die Befreiung VO

Yrtifel 51ständiger Kampf um die evangelischen Schulen, der  Abfhnitt VM  von beiden Seiten — Staatsregierung und Kirchen-  Übergangs» und  führung — zunehmend unversöhnlicher ausgetragen  — Mrtilel 47  wurde. Die Staatsregierung hatte mit der Verweigerung  der finanziellen Unterstützung der Landeskirche einen  me fz£5e: erlafl  Se  im  %t_nsen und Ver  fügungen,  HAgn  Berfaffung  Hebel, der ihr nur durch Gerichtsurteile hätte aus der  fin!_> a  ufgeho  Hand gewunden werden können. Die dadurch ausge-  löste Prozeßwelle wurde in den eigenen Reihen der  evangelisch-lutherischen Landeskirche als „Prozeß-  Die in Geltung ble  ibenden Gefege  werden  bisher Berfaffungsgefege waren, al8 einfaches  sucht“ diffamiert und erbrachte keineswegs in jedem  — Artitel 49,  Falle Ergebnisse, die die materielle Basis der Landes-  — Die Minifter u  nd alle übrt  kirche sicherten. Dem widerspricht auch nicht der  5  en Sffentliden Beam  m auf bieje $erfafinng z_mb_  Die Reids  afung  ‚ie#  Vertrag zwischen dem Freistaat Braunschweig und der  — Mrtitel 50.  }  .  )  S  —  evangelischen Landeskirche vom 8.8.1923, der der  Diefe %afiung  _ Lehrgege:  ıftand  ; .  Kirche eine Rente für die Unterhaltung des Landes-  Hüler er  kirchenamtes zusicherte, ®3 darüber hinaus aber keiner-  ber Ve  riauNg.  faff  hält g;i 8eeghima‚_ but @tbu  -  lei Zahlung zusagte. So wurde z.B. die Befreiung von  Artitel 51.  der Grundsteuer durch den Staat aufgehoben und  Die Berfaffung tritt am 21. Yaruar 1922 in  erst nach einem Urteil aus dem Jahre 1926 wieder  $raun{d;meig‚}m 6. Januar 1922, n  eingeführt. Die Zuschüsse zur Pfarrerbesoldung wur-  den verweigert und erst nach einem Präzedenzfall  Der Bräfident der Lan  aus dem Bereich der evangelischen Landeskirche  Sachsens vom Braunschweiger Staat weiterhin gewährt.  ; Staatsminifterium.  Bei der evangelischen Kirche entstand so der Eindruck,  daß sie ganz allein gegen eine kirchenfeindliche Regie-  rung anzukämpfen hatte, deren Ziel es war, durch  eine resolut durchgesetzte Trennung von Kirche und  16  Staat verfassungsmäßige Sperrvorschriften zu um-  gehen.  Übergangs- und Schlußbestimmungen der Verfassung ées Frée?staates  Braunschweig vom 6.1.1922.  Die Arena für die Austragung dieses grundsätzlichen  Streites war die Volksschule, weil sich hier Interessen  der Kirche und des Staates eng berührten. Die kon-  fessionelle Gestaltung des braunschweigischen Schul-  ständen, wie das Beispiel Helmstedt zeigte) sich dem  wesens hatte vor 1918 einseitig die evangelisch-lutheri-  Diktat der Staatsregierung zu beugen und Einzelver-  träge abzuschließen, die nicht in allen Belangen be-  schen Belange berücksichtigt, indem das gesamte  Volksschulwesen evangelisch-lutherisch (abgesehen  friedigend genannt werden konnten. Es wäre aber ver-  von einer evangelisch-reformierten Schule) orientiert  kehrt, wenn der Eindruck entstünde, als ob die katho-  war. Von der Schulaufsicht (Evangelisches Landes-  lische Kirche mit ihrer Vertragspolitik gescheitert  wäre. Sie zog aus den Abmachungen nicht nur mate-  konsistorium) bis hin zur Ausgestaltung des Schul-  lebens (Schulandachten und -gebete als Pflichtveran-  rielle Vorteile, indem der Staat alle Kosten für die  staltungen) war der Einfluß der evangelischen Landes-  katholischen Schulen übernahm, sondern auch ideelle.  kirche in einem Maße verankert, wie dies kaum an-  Mit Hilfe ihrer Verträge gelang es der katholischen  Kirche sicherzustellen, daß katholische Kinder an ka-  derswo zu finden war. Nur wenn man diese weitge-  tholischen Schulen von katholischen Lehrern und  hende Konfessionalisierung der Braunschweiger Volks-  Geistlichen unterrichtet wurden.  63 Gesetz, die Aufhebung Aes Braunschweigischen Landeskon-  Während die katholischen Schulen in ihrem Bestand  sistoriums betreffend.  Vertrag über die Ablösung der bisherigen Leistungen nach  weitgehend gesichert werden konnten, begann 1922  Art. 138 R.V. siehe: Gesetz- und Verordnungssammlung für  für die evangelische Landeskirche Braunschweigs ein  die Braunschweigischen Lande 110 (1923), S. 269 ff,  147der Grundsteuer durch den Staat aufgehoben unYie Berfaflung a 21 Sanuar 1922 in erst ach einem Urteil AdUus dem Jahre 1926 wıieder
Draun{dhweig, bden Sanuar 1922 eingeführt. Dıie Zuschüsse ZUT Pfarrerbesoldung WUT-

den verweigert un N E ach einem PräzedenzfallDer Präfident Der Land Adus dem Bereich der evangelıschen Landeskirche
Sachsens VO Braunschweiger Staat weıterhin gewährt.

Staatsminiterium. Be1 der evangelıschen Kırche entstand der Eındruck,
daß S1e 5A12 alleın eine kırchenfeindliche Regı1e-
IuNnzg anzukämpfen hatte, deren Ziel CS WAal, durch
eine resolut durchgesetzte ITrennung VO  . Kırche und
Staat verfassungsmäßige Sperrvorschriften
gehen.
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trage abzuschließen, die nıcht 1n allen Belangen be-
schen Belange berücksichtigt, ındem das gesamteVolksschulwesen evangelisch-lutherisch (abgesehenfriedigend geNaANNT werden konnten. Es ware aber VeOCI- VO  ; PINEY evangelisch-reformierten chule) otrlentiertkehrt, WCNN der Eindruck entstünde, als ob die katho- War. Von der Schulaufsicht (Evangelısches Landes-lısche Kırche mıiıt iıhrer Vertragspolitik gescheitert

ware. S1e ZO8 aus den Abmachungen nıcht 11UT mate-
konsistorium) bıs hın ZUT Ausgestaltung des Schul-
lebens (Schulandachten un -gebete als Pflichtveran-rielle Vorteıle, iındem der Staat alle Kosten für dıe staltungen) War der Einfluß der evangelischen Landes-katholischen Schulen übernahm, sondern auch iıdeelle. kırche 1n einem Ma{(ie verankert, W1e 1es aumMıiıt Hılfe iıhrer Verträge gelang s der katholischen

Kırche sıcherzustellen, daß katholische Kıinder ka- derswo finden Wa  — Nur WECeNN 88 B8! diese weıtge-
tholischen Schulen VO  } katholischen Lehrern un hende Konfessionalisierung der Braunschweiger Volks-
Geistlichen unterrichtet wurden.

63 Gesetz, die Aufhebung des Braunschweigischen Landeskon-
Während die katholischen chulen in ıhrem Bestand s$istorıums betreffend.

Vertrag über die Ablösung der bısherigen Leistungen nachweıtgehend gesichert werden konnten, begann 1922 Art 138 sıehe: (Gesetz- und Verordnungssammlung fürfür dıe evangelısche Landeskirche Braunschweıigs ein die Braunschweigischen Lande 110 (19253) 269 ff
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chulen berücksichtigt, wırd auch EUMIC aus wel- schweıgs ze1igt, führte massıver Druck VO  . seıten des
chem Grund die evangelısche Landeskirche alle Ma{$s- Staates Ja oroßser Geschlossenheit und Kampfkraft

der Kırche Ausschlaggebend für den Abschlulfßs desnahmen der soz1ialıstischen Regierungen selbst annn
als Angrıff auf den Status der Volksschulen der Ja Vertrages VO Oktober 1921 dürfte folgender
durch den Sperrartikel der Reichsverfassung eigentliıch Grund SCWECSCH se1n:
nıcht verändert werden durfte) ansah, WEeNnN diese
lediglich überholte Regelungen (Aufsiıchtsrecht des Be1 der Struktur des katholischen Bevölkerungsteiles
Ortsgeistlichen) abschaffen der den Schutz VO kon- 1m Land Braunschweig, die gekennzeichnet WaTl durch
fessionellen Miınderheiten VOI einseltiger Indoktrina- extreme Diasporasıtuation und relatıve „Kırchenfer-
tıon einführen wollten. Allerdings ist auch nıcht “  ne”, hätte dıe Gefahr bestanden, dafß eine Zerre1ils-
verkennen, daß ein1ıge Eingriffe des Staates dıe Sub- probe mıt dem Staat dıe ohnehın finanzschwachen

des Schulwesens veränderten. In dieser Hınsıcht katholischen Gemeinden überfordert hätte.
WAaT dıe Verfügung VO Aprıil 1919 ein Eıingriff
1in die Belange der evangeliıschen Kırche, als mıt ıhr er Vertrag zwıischen dem Bischof VO Hıldesheim
der Stoffplan für den Religionsunterricht der Land- und dem Freistaat Braunschweig erfüllte also in Z7WE1-
schulen staatlıcherseits eingeschränkt wurde. facher Hinsıcht alle Erwartungen:
In einer Kundgebung dıie evangelısche Elternschaft Er bewahrte den katholischen chulen iıhren (°ha-
AUN dem Ie 1928 sprach der evangelısche Landes- rakter und schützte s1e VOI den Konflıkten, die die
bischof E Bernewitz dUus, Wads seine Kırche damals unbeständige braunschweigische Schulpolitik aus-
bewegte: löste.
„Bizs ZU; Jahre 1918 UNSETE Schulen evangelısche, er Zusammenhalt der katholischen (Gemeindender “Grotewohlsche Schulerlafs” hob das auf. Der Jasper- wurde nıcht dadurch gefährdet, da iıhnen AaUus TIN-sche Schulerlafs‘ m»erbot Jene Relıigionsstunden IN
den ersien Jahren der Grundschule. Der Marquordsche zıpıengründen, dıe sıch möglicherweise nıcht jedem

Katholiken hne weıteres erschlossen hätten,(S1C!) Schulerlafs‘ erklärte dıe Schulenür Bekenntnisschu- finanzıelle Belastungen auferlegt werdenlen, der “Steverssche Schulerlafs’” sperrt Jede relıg1öse Beein- mußlten.flussung, [so die Zesamte christlıche Erziehung aAuU$ der
Schule AU$S$ und sperri $ZE IN unverbindliche Stunden
ein!
Evangelısche Eltern! Dieser Erlafs raubt Euren Kıiındern dıe
christliche Erzıehung, NUT dıe heiden Religionsstunden hlet-
hen durch dıe Reichsverfassung geschützt. INWEIS

Jetzt liegt dıe doppelte Verantwortung für dıe Seelen Eurer Eınes der brisantesten Themen des Wei1marer Staates
Kınder auf Euch. Jetzt Ihr [UN, WAd$S dıe Schule nıcht ach dem Ende des Kaiserreiches WAarTr das chulpro-
mehr soll, TOd$ uch der christliche Lehrer Baum mehr blem iıhm konnte sıch zeıgen, W1e dıe mıt einem
kann, WAd$S Der Eure Kinder nötız brauchen, IO1E das eigenständiıgen Bildungsverständnis ausgestatteten
täglıche Brot, ENN “der Mensch lebt nıcht VDOoN Brot al- gesellschaftlıchen Gruppen, der Katholizismus etwa
eın S “* 64 un der Sozlalısmus, die 1im Wıilhelminischen Kaiser-

reich den and gedrückt 9 iıhre Bildungs-
Wiährend dıe Passage des Zıtats sehr anschaulich polıtık 19888 1ın das demokratische Kräftespiel eINZU-
diıe braunschweıigische Schulpolitik kennzeichnet, bringen bereıit Wıe unnachgiebig der kom-
kommt dıe zweıte 1n ihrer Formulirung un iıhrem In- promi({fßbereit Ss1e dabe!]l mıt ıhrem DNCU CWONNCNCNH
halt katholischen Verlautbarungen sehr ahe polıtischen Bewegungsraum umzugehen verstanden,
Die Vermeidung VO Konflikten mıiıt staatlıchen Stel- das sollte sich gerade in der Schulpolitik beweisen.
len allein ann nıcht dıe Erklärung dafür se1ın, daß
der Bischof 1n Hıldesheim dıe vertragliche Regelung
der Schulangelegenheiten angestrebt hat Wıe das Be1- Der Entwurf dieser Kundgebung eiinde sıch 1m Archiıv
spiel der evangelısch-lutherischen Landeskirche Braun- der braunschweigischen Landeskirche Akte 209



Die bisherige Erforschung dieses Themenbereichs War x10nalkonkordat“ bezeichnet, der, W1e Tılly 1es
NUT allzuschnell bereıit, die katholische Posıtiıon als auch Cut, AdUus der Sıcht der norddeutschen Diaspora-monolı:thisch und wen1g dıfferenziert darzustellen sıtuatiıon interpretiert werden mu(ßs; 1efert einmalvgl z B Wagner Wınterhager: Schule un Eltern mehr den Bewelıs, daß die katholischen kirchlichen1in der Weı1marer Republık, Weıinheim tellen entsprechend den regionalen Möglıchkeiten ıhr

Bıldungsverständnis 1n OorIm elines katholischenDabej zeigt die Schulpolitik der katholischen Kırche „Schulmonopols“ durchzusetzen versuchten. Bedeut-in den ersten Jahren der Republık sıch alles andere Sa ist das „Regionalkonkordat“ auch eshalb, we1lals festgelegt, W1e€e dıe Zentrumspolitik dıeser Jahre s el1ne schulpolitische Aushandlung in einemder etwa das Beıispiel des Herner Schulstreiks 1es Staatsgebilde mıt sozlalıistischer Mehrheit darstellt.offenbar werden lassen\.» ber Hıntergründe un Wertung informiert der ach-
Eın weıteres Beıspiel biletet H  a} auch der zwıschen

folgende Aufsatz, der ein Ausschnuıitt Aaus einer grölserenArbeit ISt. die sıch mıt der Schulpolitik der christ-dem Bıschöflichen Stuhl VO  . Hıldesheim 1SCAhO lıchen Kırchen iın Nıedersachsen ıIn der Welmarer ZeıtDr Ernst) un dem Freistaat Braunschweig (Mını1- (im Rahmen einer VO  - mMIr betreuten Dissertationster Grotewohl) ausgehandelte Vertrag VO 1921, der Hochschule Hıldesheim) beschäftigt.den erd Tilly im nachfolgenden Beıtrag als „Re- Rudolf eck
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